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Karlsruher Zeitung .

.U ISS . Samstag , S . Jam 1S06

Badischer Landtag.
Zweite Kammer.

S1 . öffentliche Sitzung
am Donnerstag den 7 . Juni 1906 .

Nachmittagssitzung .

Tagesordnung :
Anzeige neuer Eingaben . Sodann
Beratung des Berichts der Budgetkommission über das Bud¬

get des Großh . Ministeriums des Innern für die Jahre 190«wd 1907, Ausgabe Titel XVII , XVIII, XIX und EinnahmeTitel VIII, IX (Wasser- und Straßenbau,' Bergwesen- geo -
Wiche Landesaufnahme ) — Drucksache Nr . 11 ä — samt Nach-
Aag über die von verschiedenen Beamten der Wasser« und«traßenbauverwaltung eingereichten Petitionen. — Drucksachei« Rr. lick — Berichterstatter : Abg. Hergt . (Fortsetzung ).

Am Regierungstisch : Minister des InnernOr. Sche « xxs , Oberbaudirektor Geh . Rat Honsell ,
Ah . Oberregierungsrat Straub , Geh. Regierungsrat« teuer .

Präsent I) r . Wilckens eröffnet die Sitzung um 3Uhr 20 Minuten.
Die eingekommene Resolution und Petition der Ge-
^ evereine des Gauverbandes Oberbaden , die Nutzbar-

AtAing der Wasserkräfte des Oberrheins betreffend,
iiberwi ^

r dudgetkommission zur weiteren Behandlung

Hierauf wird in die Tagesordnung eingetreten .

^
Das Wort erhält zunächst

' » ^ kl. Qnenzer (natl .) : Es ist gerade kein erhebender
t kn-

EE - stch sagen zu müssen , daß 18 Redner in einer
Atzung durchgepeitscht werden sollen (Rufe : Um Gottes -" Lebhafte Heiterkeit) . Ich möchte darum , mit
fischt auf die 17 Herren , die mir Nachfolgen , ein gutes
^ OPlel geben : ein Beispiel der Selbstbeschränkung, indem
^ Meine Bemerkungen auf eine möglichst kurze, nichttUs zehn Minuten umfassende Dauer einschränke

8ch gehe dabei von der Voraussetzung aus ,
^ en

^
M^ d Herren diesem meinem Beispiel

habe mich sehr gefreut über die Erklärung , diehier bezüglich der Straßenwärter abgegeben
1 bn ist : daß diese nämlich in ihrem Einkommen auf die

Höhe des ortsüblichen Tagelohnes gebrachtwerden sollen . Es ist das ja gewiß kein zu hohes Ziel , dasda gesteckt ist, ein Ziel, daß diese Leute, die im Som¬
mer von morgens 6 Uhr bis abends 6 Uhr arbeiten , da¬
für den Lohn eines Tagelöhners erhalten sollen . Trotz¬dem bin ich überzeugt, daß diese Lewe damit zufrieden
sein werden. Ich glaube, nicht bloß in meinem Namen ,sondern auch in dem meiner politischen Freunde sprechen
zu können, wenn ich sage, daß wir warm für diese hartarbeitenden, wackeren Leute fühlen. Ich bin auch über¬
zeugt, daß sie gerne auf Uniform und Dienstmütze verzich¬ten werden, wenn ihnen ein entsprechender Lohn für ihre
schwierige Arbeit geboten wird.

Ich möchte an das Gesagte nur die Hoffnung anknüp¬
fen , daß auch die Straßenwärter an den Kreis¬
straßen — die noch viel schlechter bezahlt sind und vondenen ich weiß , daß es Leute darunter gibt, die trotz vieler
Dienstjahre nur 36 M . Lohn pro Monat beziehen — daß
auch diese Leute in den Bezügen bald den Straßenwärternan den Staatsstraßen Nachfolgen möchten .

Eine andere Erklärung , die heute morgen von der Re¬
gierung abgegeben worden ist, hat meine Bedenken wach¬
gerufen. Es ist das die Erklärung , daß diese Inge -
nieurpraktikanten zu gut gestellt seien , und daß
sie darum in ihrem Gehalt reduziert werden sollen. Es
sind nun schon im Laufe dieses Jahres eine Reihe von An¬
fragen aus diesem Hause ergangen, und ist immer gesagtworden : wir haben zur Ausarbeitung dieses oder jenesProjektes keine Kräfte . Wenn es nun aber schon bei der
bisherigen Bezahlung an diesen Kräften gefehlt hat , sowird die Zahl dieser Kräfte wahrscheinlich nicht wachsen ,wenn der Gehalt dieser Herren noch mehr reduziert wird .Ich habe die Empfindung , daß Viele, und oft nicht die
schlechtesten dieser Kräfte sich der Privatindustrie widmen :und wenn sie nun von 1650 M . auf, glaube ich , 1450
oder 1400 M . zurückgesetzt werden sollen , so erregt das in
hohem Grade mein Bedenken und entspricht , glaube ich ,auch nicht der Meinung dieses Hohen Hauses . Wenn inder Budgetkommission davon geredet worden ist , daß inden Bezügen eine gewisse Ungleichheit vorhanden sei, soist das ja wohl wahr ; aber es war gewiß nicht die Meinungder Budgetkommission , daß der Gehalt der Jngenieurprak -
tikanten verringert werden sollte ; sondern es war dis
Meinung die, daß auch die Praktikanten in den übrigen
verschiedenen Gebieten der staatlichen Arbeit aus einen
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ähnlichen Höchstgehalt gesetzt werden sollten , wie ihn die

Jngenieurpraktikanten bisher bezogen haben und wie sie

ihn nach meiner und nach unserer Meinung behalten sollen .

Und nun gestatten Sie mir noch — Sie sind das sa

von mir schon gewöhnt — Sie wieder einmal ein Paar Mi¬

nuten in das Neckartal zu führen — in das liebliche

Neckar gemünd . Wenn man dieses Städtchen be¬

trachtet , so findet man alles in schönster Ordnung — we¬

nigstens so lange man sich auf den Gehwegen befindet .

Allein von der Elsenzbrücke an hören diese Gehwege aus :

man muß aus das Pflaster , oder aus das , was sich ge¬

wöhnlich so benennt , und von diesem Augenblick an heißt

es die Augen wohl aufmachen und genau aus seinen Weg

acht geben ; denn ein Hans -guck-in -die-Lust könnte hier gar

leicht zu Fall kommen . Die Pflastersteine befinden sich

in einem geradezu traungen Zustande . Die Verwün¬

schungen , die deshalb von Passanten schon über die

Gemeindeverwaltung von Neckargemünd ausgestotzen wor¬

den sind, gehen ins Ungezählte . Ich halte es für ein wah¬

res Glück , daß man sie nicht zählen kann . Nun werden

aber diese Verwünschungen stets an die unrichtige Adresse

gerichtet , denn die Straße , die durch Neckargemünd ge¬

führt ist , ist eine Staatsstraße , und die Pflicht der Stra -

ßenunterhaltung fällt dem Staate zu . Da ich nun ein

sehr loyaler Staatsbürger bin , möchte ich nicht, wie Sie

etwa voraussetzen , beantragen , daß Tafeln errichtet wer¬

den mit der Inschrift , welche den etwaigen Verwünschun¬

gen der Passanten das richtige Ziel weist . Nein , so bin

ich nicht ; ich möchte vielmehr an die Oberdirektion des

Wasser - und Straßenbaues die ebenso warnende , wie drin¬

gende Bitte richten , daß sie wenigstens die augenfälligsten

und gröbsten Mißstände hier in möglichster kurzer Zeit ab-

stelleu möge . Ter Herr Laudeskommissär in Mannheim

soll wiederholt dem Bürgermeister in Neckargemllnd sein

Mißfallen über den Zustand des Straßenpflasters ausge¬

sprochen haben und ein hohes Mitglied der Ersten Kam -

.mer , Prinz Löwensteiu von Laugenzell , soll gesagt Haben¬

daß er es kann : wagen möge , niit seinem Automobil durch

das Städtchen hindurchzufahren . In dem Pflaster befin¬

de» sich so starke Vertiefungen , daß man bei Regenwetter

sich zu der Vermutung verleitet sieht, daß hier eine künst¬

liche Fischzucht angelegt sei (Heiterkeit ) . Eine Fischzucht

scheint nur aber vielmehr für den nahen Neckar angebracht

zu sein , als für die Tümpel des Straßenpflasters . Schon

im vorigen Jahrhundert , in den Wer Jahren , wurde der

Notstand empfunden und schon damals war seine Abstel¬

lung beschlossen. Damals aber trug man sich mit dem

Gedanken einer Wasserleitung und Kanalisation , und da¬

rum wurde diese Arbeit zurückgestellt . Nun sind diese Ar¬

beiten längst fertiggestellt . Im vorigen Jahre sind 40 m

Straßenlänge verbessert worden ; und da wir uns zurzeit

in einem Jubiläumsjahre befinden , dürfte es der Würde

und Bedeutung dieses Jahres entsprechen und die Bitte

nicht unbescheiden seirr, daß dieses Jahr 100 Meter Stra¬

ßenpflaster umgepflastert werden möchten gerade in dem

Teil , wo die Mißstände am schreiendsten sind . Ich knüpfe

daran die weitere Bitte , daß von der Elsenzbrücke bis zum

Postgebäude die Pflasterung weitergeführt werden möge ;

hierfür besteht ein dringendes Bedürfnis . Ich hoffe , daß ich

in zwei Jahren der Oberdirektion des Wasser - und Stra¬

ßenbaues ein Loblied im höheren Chore werde singen kön¬

ne » , und daß die Verwünschungen , von denen ich ge¬

sprochen habe , sich bis dahin in eitel Freude und Wohl¬

gefallen verwandelt haben werden .

Abg . vr . Blaukenhorn (natl ) : Als zweiter Red¬

ner , der nach der Aeußeruug meines Vorredners durch -

gepcitscht werden soll , bitte ich ebenfalls um mildernde

Umstände , indem ich verspreche , möglichst kurz zu sein.

Ich hätte gern so manches berührt , von Decksystem und

Flicksystem gesprochen , auch darüber , daß die Fuhrleute

des Murgtals ja selbstverständlich das Decksystem vor¬

ziehen , weil beim Flicksystem nicht eingewalzt wurde und

sie selbst das Schottermaterial hineinfahren mußten .

Ich will aber darüber nicht weiter reden , auch nicht von

unserm Wohlwollen gegenüber den berechtigten Wünschen

der Straßenwärter und nur kurz aus die Wünsche der

Gemeinde Hartheim und einiger anderer Gemeinden

des Bezirks Staufen nach einer Schiffbrücke bei

Hartheim eingehen . Bis jetzt existiert dort nur eine

Rheinfähre . Kollege Kopf ist als Abgeordneter dieses

Bezirks dafür eingetreten . Vor der neuen Wahlkreis¬

einteilung hatte ich die Ehre , diese Gemeinden zu ver¬

treten , bin deshalb mit dieser Angelegenheit , die ich frü¬

her schon befürwortet habe , bekannt und kann nur unter¬

schreiben, was er gesagt hat . Auch ich möchte daher die

Großh . Regierung bitten , mit der elsässischen Regierung

darüber in Unterhandlungen treten zu wollen .

Nun ein paar Worte über den Oberrheinkanal ,

der vom Herrn Berichterstatter angeschnitten worden ist

und über den die Herren Kollegen Kopf und Obkircher

bereits gesprochen haben . Ich will mir auch hier eine

gewisse Beschränkung auferlegen , da wir später , wen»

wir über die Wasserkräfte des Oberrheins sprechen wer¬

den, Gelegenheit haben werden , uns ausführlich darüber

zu unterhalten . Herr Kollege Kopf hat angeknüpft an

die Erklärung des Herrn Ministers , der uns mitteilte,

daß sich die Aussichten für diesen Oberrheinkanal in der

letzten Zeit etwas verdüstert hätten und gemeint , daß die

Regierung kein Interesse mehr für die Bewässerung der

oberbadischen Rheinebene habe . Auch der Herr Kollege

Obkircher hat das gleiche aus einem Satz der uns vor¬

liegender ! Denkschrift über die Wasserkräfte des Ober¬

rheins , der sich auf die Rheinfelder Wasserwerke bezog,

herausgelesen . Es heißt dort mit bezug auf den Ober¬

rheinkanal : „Wie bekannt , ist das Unternehmen nicht ver¬

wirklicht worden "
. Mein Eindruck der Erklärungen des

Herrn Ministers ist ein anderer . Zunächst habe ich

durchklingen hören , daß er die moralische Verpflichtung

zur Errichtung von Bewässerungsanlagen in gewisse»!

Sinne anerkennt , gleich wie dies vor zwei Jahren Herr

Geheimerat Honsell getan hat , indem er wenigstens zu-

gab , daß die Rheinkorrektion das Sinken des Grund¬

wassers beschleunige . Richtig ist allerdings , daß die

Aussichten für den Oberrheinkanal , wie er früher gs
°

plant war , nicht mehr dieselben sind ; große Symp >M

von seiten der Regierung war allerdings nie dafür vor

Händen . Aber was sagte denn der Herr Minister!

„Man wird erwägen müssen , ob es nicht billiger und

zweckmäßiger ist, die Wasserkräfte für die Industrie ,

die der Oberrheinkanal darbieten wollte , aber nur w»

4000 Pferdekräften , und die Wassermengen f»'

die Bewässerung , die ebenfalls durch den Kanal dar¬

geboten werden sollte , durch Stauanlagen und dmq

Kanalanlagen jener zur Zeit in Erwägung befindliche
»

Wasserkraftanlagen am Oberrhein zu gewinnen . "

heißt doch , es wird vielleicht möglich sein, auf arM

Weise eine Verwirklichung der Wünsche des Oberland"

herbeizuführen .
Nun hat der Herr Kollege Kopf darauf hingewüp -

daß eine gewisse Erbitterung , eine gewisse Entrüst ^
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sich der Bevölkerung bemächtigte , als sie davon KenE

bekam , daß die Regierung gesonnen sei , an eine

Hauser Gesellschaft einen Teil des Rheinwassers Darsg

geben , und er hat hinzugefügt , daß , wenn dieses PE Das

zur Verwirklichung käme , seiner Meinung nach dringê tzohih

Landesinteressen verletzt würden . Er war der Anß» herisig

daß , wenn linksrheinisch ein Kanal angelegt wu^ riate^

damit auch die Wasserversorgung etwaiger BewässerrE bcfẑ

anlagen des rechten Rheinufers ausgeschlossen sei- Z orierko

das Wasser , das auf die linke Rheinseite geleitet singes

ist allerdings für uns verloren , aber ein Teil der
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durch gewonnenen Kraft kann zu uns herübergeleitet
und dazu benutzt werden , um das Wasser aus dem
Rheinbett auf das Hochgestade zu heben und zu Be ?
wässerungszwecken zu verwenden . So fasse ich die Er¬
klärung auf , die der Herr Minister Schenkel uns ge¬
geben hat und glaube dazu durch folgende Stelle aus
der uns vorliegenden Denkschrift berechtigt zu sein :

„ Beim Rheinseider Kanal bestand vorübergehend die
Absicht des Staates , das Wasser für einen oberirdischen
Kanal durch einen Teil der zu gewinnenden Kraft zu
heben ."

Wenn es gelingen sollte, auf die angegebene Weise
den Wünschen des Oberlandes billiger und zweck¬
mäßiger Rechnung zu tragen , so wollen wir damit
einverstanden sein, vorausgesetzt , daß auch an die be¬
treffenden Gemeinden und Grundstücksbesitzer keine
erhöhten Forderungen gemacht werden und wirklich auch
die durch den Oberrheinkanal zu schaffenden Verhältnisseeintreten. Schwierig wird es allerdings werden , denn es
handelte sich bei demselben nicht allein uni eine Be¬
wässerung, sondern auch um eine Entwässerung , und ob
man auch diesen Wünschen im Wasenweilerer Ried und
der Faulen Waag gerecht werden kann , das weiß ich
nicht . Auf jeden Fall müssen wir die Verhandlungenüber die Wasserkräfte des Oberrheins abwarten , die uns
Gelegenheit geben werden , uns auch über diese Frage
gründlich auszusprechen .

Nun noch ganz kurz ein paar Worte über die Auf¬
forderung des Herrn Abg . Kopf an die Regierung , noch¬mals landwirtschaftliche Gutachten erheben zuwollen. Deni kann ich mich allerdings nicht anschließen ,denn so viel ich weiß , ist in dieser Beziehung so viel
getan worden , als überhaupt getan werden kann . Ich
verweise auf die Denkschrift vom Jahre 1898 selbst,dann darauf , daß am 19 . April 1902 hier im HohenHause uns der Herr Minister selbst erklärt hat , daß fürdie Regierung die Begutachtung der landwirtschaftlichen
Kommission , die 1899 eingesetzt war . immerhin ein sehrwertvolles Material für die weitere Erörterung dieser
wichtigen Angelegenheit bilde . Ferner sagte der Herr -
Minister : „ Die Regierung hat dieses Gutachten verviel -
Migen lassen und alsdann einerseits über die technischenfragen und die Frage des Kostenaufwands die technischeBehörde gehört , anderseits die sehr eingehende Aeußerung" »es landwirtschaftlichen Sachverständigen eingeholt .
Me letztere Aeußerung ist noch nicht eingekommen .

"
Ms konnte inzwischen geschehen sein , da seitdem vieruahre verflossen sind und deshalb möchte ich den Herrn" Mster bitten , uns wenigstens diese landwirtschaftlichen
^

»lachten , unbeschadet der technischen ( die wohl wegen
s/l schwebenden Verhandlungen noch nicht abge -
Moffeu sind), vorzulegen , wenn immer tunlich noch vorr

Behandlung über die Wasserkräfte des Oberrheins ,
ri,

" ^ hoffe, daß sie auch das Projekt der Bewässe -
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Mg . Reiff (kons.) : Es ist vom Herrn Berichterstatterund auch von andern Rednern hervorgeho -daß das Decksystem gegenüber dem FUcksyste ü >Vorteile habe ; es ist dies ganz rrchtrg und es «urodarüber auch kein Zweifel mehr bestehen , ä
^

Tatsache überall anerkannt ist,
..

w° es emg uhrt ' chDas Decksystem ist nicht nur sur die
^ Me H

^
Wohltat, sondern auch für die Fuhrleute ; d

bleute
heutigen Konkurrenz mit den Bahnen und der F yuntereinander ist er nötig , daß ungleich großebefördert werden als bisher . Wenn dieses System a )anerkannt und wie ich hoffe auch überall (wo es

das
" »geführt wird , so wäre nach meiner Ansch
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Richtige , wenn die Wasser - und Straßenbauinspektion
selbst die Straßenwalzen anschaffen und die ganzeArbeit ausführen würde . Dann hätte man die Garantie ,daß die Arbeit auch gut und richtig ausgeführt würde .

Wenn ich recht unterrichtet bin , so wird seit einigen
Jahren , die ganze Arbeit an Unternehmer (Gesellschaften )vergeben ; von diesen soll aber die Arbeit nicht so gut
ausgeführt werden , wie vom Staat . In dem uns vor¬
liegenden Bericht heißt es, das Einwalzen sei in den
letzten Jahren etwas billiger geworden ; ich glaube das
recht gerne , aber die Arbeit ist auch entschieden schlechter
geworden . Ich bin nun allerdings nicht Fachmann ,aber wenn ich die Arbeit von früher mit der jetzigen
vergleiche , so besteht für mich kein Zweifel , daß die
Decke schon weit besser gemacht wurde als jetzt. Es
wurde mir von allen Straßenwarten , mit denen ich da¬
rüber sprach, bestätigt , daß die erste Decke 5 Jahre ge¬halten habe , während jetzt schon nach 2 Jahren gewalztwerden müsse und zwar bei der gleichen Benützung ; ein
Grund soll allerdings auch der sein, daß zu sehr anMaterial gespart werde .

In dem Bericht Seite 9 heißt es weiter : „ Die Fuhr¬
werksbesitzer finden sich mit der bei der Herstellung der
Decken verbundenen zeitweiligen Verkehrsbeschränkung
mehr und mehr ab , nachdem sie die Vorteile , welche dem
Fuhrwerksverkehr aus der Benützung einer glatten ebenen
Fahrbahn erwachsen, erkannt haben .

" Das ist auch ganzrichtig und wird von den Bauern auch verstanden , aber
nur da , wo die Absperrung mit Verständnis und einigem
Wohlwollen durchgeführt wird ; aber leider geschieht dies
eben in letzter Zeit nicht mehr so wie Anfangs , und wennes so weiter geht, so wird dieser Satz in späteren Be¬
richten nicht mehr zu finden sein.

Bei uns auf der Straße Karlsruhe - Pforzheim wurdeim letzten Jahr diese zeitweilige Absperrung in einer
solchen Weise und dazu in einer ganz ungeeigneten Zeit
vorgenommen , daß selbst die langmütigen Bauern sich
geradezu empörten und eine große Unzufriedenheit ent¬
stand . Die Schuld trifft aber nur die Gesellschaft , welcheeinen ebenso unvernünftigen als gewalttätigen Aufseher
anstellte , der die Straße im Ort durch eine Kette und
quer über dieselbe gestellte Wasserwagen für jeden Ver¬
kehr absperren ließ , so daß kein leerer Wagen mehr ausoder in die Häuser konnte , obwohl die Einleger noch
mehr als 300 Meter von der Stelle entfernt waren .

Auf meine Vorstellung , daß die Leute doch ihr Futterund ihre Kartoffel heimführen müssen und ihr Vieh
nicht einige Tage in dieser Jahreszeit im Stall lassenkönnen , sagte mir der Mann ganz einfach , das hättendie Bauern schon vor 8 Tagen besorgen können , es sei
ja bekannt gemacht worden , daß abgesperrt würde . Man
sieht daraus , wie wenig Verständnis diese Aufseher fürdie Landwirtschaft haben . Ich möchte jedenfalls be¬
merken , daß man auch ohne diese strenge Absperrung
gut , ja viel besser , einwalzen kann , als dies in letzterZeit geschieht; ich verkenne nicht, daß das Fahren fürdieses Geschäft etwas hinderlich ist, aber ganz absperrengeht nicht ; früher wurde auch nicht so vorgegangen und
doch bessere Arbeit geleistet als jetzt . Früher durftennicht nur die leichten Fuhrwerke durch, sondern auchdie schweren Lastfuhrwerke wurden oft an die Straßen¬walze angehängt und durch den eingeworsenen Schotterdurchgeschleppt. Wenn es dort möglich war , warum
heute nicht mehr ? Bei uns macht es immer denEindruck : Diese Gesellschaften wollen eben nur viel ver¬dienen und nach den Fuhrleuten wird nichts gefragt .

Im Interesse der Fuhrleute und der Landwirte bitte
ich also die Großh . Regierung , dafür zu sorgen , daßdie Arbeiten aus den Strecken , wo man weder
rechts noch links andere Wege benützen kann , in einer

-

l
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Zeit ausgeführt werden , wo der Verkehr nicht so stark
ist ; auf keinen Fall dürfen die Fuhrleute zu sehr be¬

lästigt werden .
Bei dieser Gelegenheit glaube ich auch, die Wasser -

und Straßenbaudirektion auf einen Mißstand in meinem

Wahlbezirk Hinweisen zu sollen , der teilweise jetzt noch
ohne große Kosten beseitigt werden könnte : Auf der

Pfinztalstraße zwischen Söllingen und Klein¬

steinbach sind zwei so erhebliche Steigungen , wie

solche wohl selten auf so verkehrsreichen Straßen Vor¬
kommen werden . Die Beseitigung dieser Steigungen hat
schon früher zu Unterhandlungen geführt und hat (wie
mir der frühere Abgeordnete meines Bezirks mitgeteilt )
auch schon dieses Hohe Haus beschäftigt ; die Sache ist
aber daran gescheitert , daß die Gemeinden den nach
dem Gesetz auf sie fallenden Kostenanteil nicht bezahlen
wollten , oder konnten . Die eine große Steigung im
Ort Kleinsteinbach wird ja auch heute nicht ohne große
Kosten zu beseitigen sein , aber die andere , die gerade
nicht so bedeutend ist, ließe sich nach unserer Meinung
jetzt noch ohne erhebliche Kosten beseitigen ; man brauchte
nur den höchsten Punkt um einige Meter abzugraben
und beiderseits etwas aufzufüllen . Dies wäre jetzt noch
möglich , später wahrscheinlich nicht mehr , weil die An¬

höhe verbaut wird , es ist bereits schon jetzt ein Neubau
dort entstanden und andere sind in Aussicht .

müßte z . V . die Gemeinde Stetten 2500 M . bezahlen,
Nusplingen 500 , Hardtheim 400 , Hausen im Tal 570 ,
Schwenningen 1100 , Heinstetten 560 , Langenbrunn 350 ,
Meßkirch 1150 , Stockach 800 , Kreenheinstetten 300 ,
Zitzenhausen 230 , Hoppetenzell 200 , Hindelwangen 100 M .
Es ist nun damals allerdings auch im ganzen Lande eine

öffentliche Sammlung veranstaltet worden , und es sind
von hochherzigen Spendern recht ansehnliche Mittel gegeben
worden ; aber diese Beträge reichten auch blos hin , um
einen Bruchteil des Schadens zu decken , der durch dieses
Hochwasser damals verursacht wurde ; betrug doch nach
amtlicher Schätzung der Verlust an Gemeindegur 12500 M .
und der an Privateigentum über 112000 M . , zusammen
über 125 000 M . Wenn man dann ferner in Berück¬

sichtigung zieht , daß es meist Gemeinden mit
einen: recht hohen Umlagefuß von 70 Pfg . bis

1,20 M . sind , und dann noch die erschwerten Erwerbs¬
verhältnisse der Bewohner jener Gegend ins Auge faßt,
die weit abseits von jedem Eisenbahnanschlnsse liegen,
so glaube ich , daß ich hier eine wohlberechtigte Bitte ver¬
trete , wenn ich an die Großh . Regierung das Ersuchen
richte , daß sie den Erlaß vom 27 . Januar d . I . auf-

heben möge und sämtliche Kosten der Wiederher¬
stellung der betr . Landstraßen , die ja durch ein

Naturereignis , einen Wolkenbruch , zerstört wurden , aus
die Staatskasse übernimmt .

Zum Schluß möchte ich auch noch kurz meine Freude
darüber aussprechen , daß die Straßenwärter besser
gestellt werden sollen . Auch mich haben einige ersucht,
für sie ein gutes Wort einzulegen ; ich will aber , weil

schon soviel darüber geredet wurde , nur ganz kurz sagen ,
was mir einer gesagt hat : „ Er meine , man solle (wenn
aufgebessert wird ) nicht wieder oben anfangen , weil

sonst für sie nicht viel übrig bleibe, sondern man solle
auch einmal unten anfangen , damit sie die Aufbesserung
auch spüren .

" Ich will diesen Wunsch hiermit ebenfalls
unterstützen .

Abg . Brodmann (natl .) : Gestatten Sie mir , daß ich
bei diesen Beratungen einer Angelenheit Erwähnung tue ,
die mit der Unterhaltung der Landstraßen in Verbindung
gebracht werden muß .

Wie vielleicht verschiedenen der Herren Kollegen in
diesem Hohen Hause erinnerlich sein wird , ging vor zwei
Jahren — es war am 27 . Mai 1904 , glaube ich , —

über den äußeren Heuberg und einen Teil des Be¬

zirkes Stockach bei schwerem Gewitter ein Wolkenbruch
nieder . Durch das dadurch hervorgerufene Hochwasser
wurden in neun Gemeinden des Bezirks Meßkirch und in
vier Gemeinden des Bezirks Stockach große Verheerungen
angerichtet ; es wurden Brücken weggerissen , Gemeinde¬

wege stark beschädigt und großer Schaden an den Fluren
verursacht . Aber auch die Landstraßen in der dortigen
Gegend wurden stark beschädigt, besonders die Landstraße
185 von Stetten nach Tiergarten und 225 von Hein¬
stetten nach Hausen i . Th . , ebenso die Straße 62 von
Hoppetenzell nach Stockach . Diese Straßen wurden teil¬
weise aus weite Strecken vollständig weggerissen . Der
Kostenaufwand zur Wrederherstellung dieser Landstraßen
betrug ungefähr 90 000 Mark . Das Gesetz sieht nun
vor , daß die Gemeinden , durch deren Gemarkungen die

Landstraßen führen , bis zu 30 Proz . der Unterhaltungskosten
als leistungspflichtig herangezogen werden können . Die Großh .
Regierung hat nun in einem Erlasse vom 27 . Januar d . Js . die
Gemeinden darauf aufmerksam gemacht , daß sie in ihrem
Voranschlag diese Beträge einzustellen hätten . Dabei ist
die hohe Regierung aber in dankenswerter Weise bis auf
10 Proz . dieser Beitragspflicht heruntergegangen . Diese
10 Proz . aber verursachen gleichwohl noch diesen Gemeinden

ganz ansehnliche Beiträge , die sie zu leisten hätten . So

Wenn die Stadt Meßkirch sich diesen Petenten auch
angeschlossen hat , so geschah es aus dem Grunde , weil
die Amtsstadt Meßkirch 15 — 18 Kilometer von den er¬

wähnten Landstraßen enfernt liegt , so daß sie auf den

Straßen gar keinen Verkehr hat ; im Gegenteil , durch die

seinerzeitige Erstellung dieser Straßen wurde der Verkehr
der Landgemeinden nach der Amtsstadt letzterer noch mehr

entzogen und den Stationen der Bahnlinie von Sig¬

maringen nach Tuttlingen zugewendet . Ich möchte da¬

her die Großh . Regierung bitten , auch der Stadt Meß¬

kirch diese Beitragspflicht zu erlassen .

Anschließend an dieses , möchte ich noch mit einigen
Worten die Bestrebungen der Kult urm eist er und

der Straßenmeister um Verbesserung ihrer Ge¬

haltsverhältnisse unterstützen . Ich kann mich hier

kurz fassen , denn diese Angelegenheit wurde von

vielen der verehrten Herren Vorredner schon ge¬

nügend erörtert . Es ist hauptsächlich das gemischte
Gehaltssystem , das diese Petenten beseitigt wissen
wollen . Wenn man die Gehälter der Kulturmeister und

der Straßenmeister betrachtet , die ein Anfangsgehalt von

1500 M . haben und nach 14 Jahren ein Höchstgehalt
von 2100 M . erreichen , muß man wirklich sagen : duse

Gehälter sind nicht mehr ganz zeitgemäß , sie stehen wenig¬

stens in gar keinem Verhältnis zu den Leistungen der

betreffenden Beamten . Unter diesen 1500 M . find bei

den Kulturmeistern etwa 750 M . wandelbare GebüW

begriffen , ebenso bei den Straßenmeistern etwa 550 M-

welche wandelbaren Gebühren aber in Krankheitsfälle »

unter 8 Tagen und bei Beurlaubung nicht ausbezah»

werden . Ich glaube daher , daß man die Bestrebung drei «

Beamten warm unterstützen kann . Die Großh . RegierM

hat ja auch anerkannt und sich schon dahin ausgedrum,

daß in diesem Gehaltssystem Wandel geschaffen werde

solle. Ich möchte nur wünschen , daß dies recht bald g

schieht und die Angelegenheit nicht auf die lange Ba

geschoben wird . Es ist hauptsächlich auch zu berückst̂

tigen , daß diese Beamten tagtäglich sich im Freien am

halten müssen , herrscht Sturm oder Regen , und daß

sich hauptsächlich in den letzten Jahren mehr mit Wall

bauten zu beschäftigen hatten , und durch starke Abnutzung
Kleidern und Schuhwerk außergewöhnlich große Auslag

hiefür leisten . Da ich einmal bei der Bekleidung bin, n
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möchte ich hierzu noch einige Worte sagen , aber nicht etwa für
die Einführung von Dienstuniformen , nein im Gegen¬
teil, sogar für die Abschaffung eines Teils dieser Uni¬
formen , u . zwar der vor nicht gar zu langer Zeit einge¬
führten Dienstmützen der Straßenmeister . Auch gegen
diese Dienstmützen der Straßenmeister ist schon von ver¬
schiedenen Herren Vorrednern das Wort gesprochen worden.
Wenn die Einführung dieser Dienstmütze ge¬
schehen ist , damit man die Straßenmeister als solche
kenntlich inacht , so möchte ich glauben , daß dies nicht
notwendig ist , denn jedermann im Bezirk kennt den
Straßenmeister und sollte es Vorkommen , daß dies nicht
der Fall ist und ihnen daraus Unannehmlichkeiten er¬
wachsen, so glaube ich, daß diese Herren wohl in der
Lage sind , ihre Autorität in jeder Richtung hin aufrecht
zu erhalten. Wenn man sagt , daß die Einführung der
Dienstmütze aus praktischen Gründen geschieht , so muß
ich dieser Ansicht ganz entschieden gegenübertreten ; denn
diese Mütze schützt im Winter weder gegen Regen und
Wind und Schnee , noch im Sommer gegen die stechenden
Sonnenstrahlen . Wer im Sommer wohl einmal stunden¬
lang auf einer schattenlosenLandstraße gewandert ist und
dabei eine Schildmütze getragen hat , wird mir beipflichten,
und wenn man sieht, daß sogar die Tierschutzvereine in
ihren Bestrebungen soweit gehen, daß man den Droschken¬
pferden im Sommer Strohhüte auf dem Kopf befestigt,
um sie vor den sengenden Sonnenstrahlen zu schützen, so
glaube ich , dürfte man es den Straßenmeistern wohl
überlassen , daß sie diejenige Kopfbedeckung wählen , die
sie nach ihrem Ermessen am besten vor den Einflüssen
der Witterung schützt : Also im Winter einen wasser¬
dichten Lodenhut und im Sommer einen Strohhut oder
einen breitkrämpigen Filzhut.

Zum Schluffe wollte ich noch einige Worte über die
Besserung der Gehaltsverhältnisse der Land¬
straßenwärter sprechen . Nachdem aber von seiten der
Regierung die erfreuliche Mitteilung gemacht worden ist,
daß ein weiterer Betrag von 20000 Mark zur Auf¬
besserung der Gehalte der Landstraßenwärter eingesetzt
wird, was ja bei diesen Leuten jedenfalls mit Freuden
begrüßt werden wird , so glaube ich , davon Abstand
nehmen zu können . Ich hätte nur gewünscht, daß dieser
Betrag noch etwas größer gewesen wäre , denn bei den
750 bis 800 Landstraßenwärtern glaube ich, daß dieser
Betrag kaum ausreichen wird , um den ortsüblichen Lage¬
rn zu bezahlen, der wohl nicht unter 2,20 bis 2,30Mar! sein kann und es wäre bei Einstellung eines
höheren Betrages ermöglicht worden, den Wünschen der
Landstraßenwärter vollständig gerecht zu werden.

Abg. Venedey (Dem .) : Schon bei verschiedenen An¬
lässen ist auf die steigende Anzahl der D i e n st zu l a g e n
bei unseren höheren Beamten in den verschiedenen Res¬
sorts hingewiesen worden , und auch ich selber habe schondies als einen aus die Dauer unhaltbaren Zustand be¬
zeichnet , wenn man die Beschwerden der niederen Beam¬
ten, ihre Wünsche aus Reform der Gehaltsordnung von
sinern Landtag auf den anderen auf die lange Bank
schiebt und gleichzeitig sieht, daß bei den höheren Beam¬
tenkategorien sozusagen unter der Hand im Verwaltungs¬
wege durch Zuweisung von Dienstzulagen eine Art Ge¬
haltsrevision tatsächlich vorgenommen wird . Es zeigt
stch das auch in dem vorliegenden Budget , auch hier sehenWrr verschiedene derartiger Zulagen angefordert . Es isteiner derselben seitens eines der Herren Vorredner ge¬bucht worden, nämlich einer Zulage von 800 M . , die ein
-Nitglied der Oberdirektion außer dem Gehalt , für die
Besorgung der Geschäfte des topographischen Bureauserhalten soll . Auch ich bin der Meinung , daß es sich hierum ein Geschäft handelt , das eben in den Amtskreis des

betreffenden Beamten einschlägt , und daß durchaus kein
Grund vorliegt, ihm dafür eine besondere Dienstzulage
zu gewähren. Es sind das Geschäfte , die er während der
üblichen Dienstzeit erledigt, dieses topographische Bureau
ist ebenso wie die übrigen Hilfsbureaus der Oberdirektion
ein Bestandteil derselben und es ist auch meines Wissens
für die Verwaltung des topographischen Bureaus noch
nie ein besonderer Nebengehalt ausgeworfen worden . Ichmeine daher , daß es nicht notwendig war , hier einen
besonderen Posten auszuwerfen . Auch der Hinweis dar¬
auf , daß das zur Gleichstellung mit dem technischen Leiter
des Bureaus geschieht, trifft nicht zu , denn der technische
Leiter des Bureaus ist ein Professor der Geodäsie an der
technischen Hochschule. Für diesen ist diese Tätigkeit eine
wirkliche Nebenarbeit, die eigentlich nicht in seinen Beruf
als Professor der Hochschule unmittelbar einschlägt. Er
besorgt in der Tat dieses Geschäft im Nebenamt ; für den
Rechnungsrespizient der Oberdirektion ist die Verwaltung
des topographischen Bureaus das aber nicht . Es handelt
sich ja hier um keinen sehr großen Betrag , es nimmt sichaber eigentümlich aus , wenn wir diese Zulagen bei höhe¬ren Stellen sehen und anderseits in bezug aus die niede¬
ren Beamten von der Begehrlichkeit reden hören , die sichimmer mehr breit mache und der man entgegentreten
müsse. Ich meine, das sollte man bei Leuten , die im
ganzen Jahr nicht einmal alle 600 M . verdienen , wie die
Landstraßenwärter , nicht tun . Das sind Töne , die man
wohl früher öfter gehört hat , die aber heute keinen
Resonanzboden mehr finden.

Daß die Wünsche der Kulturmeister z . B . und
anderer einschlägiger Beamten , auch der Straßen -
Wärter , die vorgebracht worden sind , im großen und
ganzen berechtigt sind , möchte ich auch noch mit einigenWorten betonen. Die Kulturmeister verlangen höheren
Gehalt und Gleichstellung mit den Bahnmeistern . Sie
weisen dabei auf ihre Vorbildung hin , daß sie 6 Klassender Wiesenbauschule durchmachen müssen , die der Bau -
gewerkschule gleichsteht und daß sie nicht etwa kostenlos
diese Vorbildung , wie der eine oder andere Wohl glaubt ,
erhalten . Wenn sie auch eine kleine Vergütung bekom¬
men . so werden sie dafür auch im Sommer bei verschiede¬nen Dienstzweigen entsprechend verwendet und ihre Ar¬
beitskraft benützt, so daß man nicht sagen kann , sie wer¬
den hier umsonst ausgebildet . Außerdem verpflichten sie
sich , 10 Jahre lang ihre Dienste dem Staat zu erhaltenund auf diese Weise sich für diese Ausbildung erkenntlich
zu zeigen .

Was die Wiesenbauschule anbelangt , so möchte
ich nur wenige Worte dazu sprechen . Es wird mir von
Sachverständigerseite mitgeteilt , daß dies eine Einrich¬
tung von etwas zweifelhaftem Werte sei . Es steht die
Wiesenbauschule unter der Leitung der Oberdirektion .Es ist ein Baurat der Vorstand, der für diese Tätigkeit
jedes Jahr ebenfalls einen Nebengehalt von 700 M . be¬
zieht. Ferner ist noch ein Bauinspektor da , und die ande¬
ren Hilfskräfte sind der Baugewerkschule entnommenund werden hiefür auch entsprechend entlohnt . Der
Unterricht dauert vom 1 . Dezember bis Mitte März . Da
nicht ständig eine genügende Anzahl Schüler vorhanden
ist, wird die Sache dann so gemacht , daß die ganze füns -
klassige Anstalt in zwei Kurse zusammengezogen wird .Tie einzelnen Kurse sind durchschnittlich nur von etwa6 Schülern besucht, so daß man wegen dieser 12 Schü¬ler die ganze Anstalt unterhalten muß . Es wäre besser ,wenn man sie ganz eingehen ließe und sie mit der Bau¬
gewerkschule verbinden würde, was ja auch schon im Be¬
richt erwähnt wurde.

Das gemischte Gehaltssystem ist bei diesenBeamten meines Erachtens mit Recht schon lange beklagtworden. Wenn man hört , daß ein Kulturmeister , der



z . B . im Anfangsgehalt von 1800 M . steht , eigentlich
nur 700 M . Gehalt hat und im übrigen auf tägliche Ge¬
bühren von 3 M . angewiesen ist , die ihm mit 800 M . auf
den Gehalt angeschlagen werden , so ist das sehr unbe¬
friedigend . Es wird insbesondere darüber geklagt , daß
bei diesen ! System nur ein kleiner Teil , nicht einmal die
Hälfte , als Gehalt ausbezahlt wird , während die andere
größere Hälfte der Gebühren nur auf besondere Verrech¬
nung hin bezahlt wird , so daß die Leute nicht auf einen
sicheren Bezugstermin rechnen können ; diese Bezüge von
3 M . im Tag bekommen sic auf besondere Verrechnung
und das zieht sich oft in den zweiten Monat hinein. Es
wurde mir ein Fall mitgeteilt von einem Manne , der an¬
fangs Februar die Gebühren von Dezember noch nicht
hatte . Das ist für Leute , die mit dein Gelde bitter not-
tvendig rechnen niüssen , die auf den 1 . ihre Miete und
ihre Rechnungen bei den verschiedenen Lieferanten der
Lebenmittel , die im Laufe des Monats aufgelaufen sind ,
bezahlen müssen , etwas sehr Mißliches . Ebenso mißlich
ist es , daß diese Gebühren in Fällen von Krankheit und
Beurlaubungen ganz wegfallen ; wenn uns auch mitge¬
teilt wird , daß , wenn erhebliche Betrüge für die Leute
wegfallen, sie entschädigt werden können , so verlie¬
ren sie doch öfters , wenn sie bei einzelnen Fällen von
Krankheit und Urlaub keine Gebühren beziehen . Ich
bin der Meinung , daß man mit diesem System endlich
Schluß machen sollte , und freue mich, daß das auch in
dem Bericht der Kommission anerkannt ist .

Auch die Diäten dieser Beamten erscheinen
mir wirklich zu gering bemessen . Bis vier Stunden '

be-
kommen sie gar nichts, über vier Stunden 2 M . , wenn sie
übernachten müssen 2,00 M . Wenn der auswärtige Auf¬
enthalt länger als eine Woct>e andauert , so wird dieser
Betrag in der Tat auf 2,30 M , gekürzt. Wenn beispiels-
weise ein Beamter von Konstanz etwas im Meßkircher
Bezirk zu tun hat , so muß er morgens früh 5 Uhr 10 Min .
fort , kommt nachts um 11 Uhr zurück ; er muß Frühstück ,
Mittagessen, Nachtessen auswärts einnehmen und be¬
kommt eine Entschädigung von 2 M . Ta muß der Mann
das Doppelte darauf legen — das leuchtet jedem ein — ,
ohne daß er sich deswegen lukullische Genüsse leistet , oder
daß man ihn der Begehrlichkeit bezichtigen könnte. Ich
glaube also , daß auch hier eine Besserstellung der Leute
Wohl am Platze wäre.

Ich möchte sodann noch auf einen Punkt bei diesem An¬
laß Hinweisen , der auch hier einschlagen möchte , nämlich
die Verordnung vom 8 . Dezember 1899 , das öffent¬
liche Wasserversorgungswesen betreffend.
Diese bestimmt in Z 6 :

„ 1 . Die durch Vorarbeiten oder durch die Ausführung
von öffentlichen Wasserversorgungsanlagen erwachsenden
Kosten sind von dem Unternehmer der Wasserversorgungs
anlage ( Gemeinde usw . ) zu tragen , soweit nicht einzelne
Beträge auf die dafür bestimmten Positionen des Staats¬
haushalts übernommen werden.

2 . Die durch die persönliche Mitwirkung der technischen
Behörden und Beamten erwachsenden Kosten , nämlich
Besoldung , Diäten und Reisekosten , werden von der
Staatskasse bestritten .

"

Man sollte nun eigentlich meinen , daß hiernach alle
Beamten der Inspektionen , die bei diesen Ar¬
beiten der Gemeinde Mitwirken, von der Staats¬
kasse bezahlt werden, daß die Mitwirkung der Inspek¬
tion und ihrer Beamten gegenüber den Genieinden ko¬
stenlos erfolgt . Es trifft das aber in Wirklichkeit nicht
zu , wie mir mitgeteilt wird . Es werden nur die Kosten
für die Ingenieure und Jngenieurpraktikanten auf die
Staatskasse übernommen , während die Kosten für das
übrige Personal , für Bureauarbeit 3 M . , für die aus¬
wärtigen Geschäfte außerdem mit der Auswärtsgebühr

von 2 Bl . bis 2,60 SN . pro Tag neben den Reiseauslagen
von den Genreinden zurückerhoben werden . Also die¬
jenigen Gemeinden , die zufällig für eine derartige Arbeit
einen Ingenieur zugewiesen erhalten , die hätten nach die
ser meiner Information , die mir von einem durchaus
sachverständigen Manne mitgeteilt wurde , nichts zu be-
zahlen, während andere Gemeinden , wo die Arbeit durch
den Knlturmeister vorgenommen wird , die vollen Ge¬
bühren zu bezahlen hätten . Darin liegt kein System und
keine Logik . Wenn das richtig ist , und ich habe durchaus
keine Ursache , an der Glaubwürdigkeit meines Gewährs¬
mannes zu zweifeln, so wäre es dringend notwendig,
diesen Zustand abzustellen, und die Arbeit einfach dein
Wortlaut der gesetzlichen Bestimmungen entsprechend
durchweg kostenlos für die Gemeinden besorgen zu lassen
bzw . auf die Staatskasse zu übernehmen.

Einige Worte möchte ich sodann noch den Straßen¬
wärtern widmen . Ich will hier ans die Sache nicht
näher eingehen, es ist ja der Gegenstand im Bericht des
näheren erörtert , es haben auch eine Reihe von Kollegen
darüber gesprochen , ich kann mich ihnen im wesentlichen
anschließen ; ich ergreife nur das Wort , weil ich gewisser-
maßen damit ein Versprechen einlöse , das ich einzelnen
dieser Leute gegeben habe . Es haben mir mehrere ihre
Wünsche vorgetragen , es waren insbesondere zwei ältere
Leute , der eine war 68 , der andere 63 Jahre alt , der
ältere war 20, der andere 18 Jahre im Dienst. Der Lohn
war jährlich 480 M . und Naturalien im Anschlag von
80 bis 70 M „ ihrer Ansicht nach reichlich berechnet . Das
ist für Leute in diesem Alter — der eine war ein alter ,
gebrechlicher Mann , der unter Gicht , die er sich in seinem
Dienst zugezogen hat , litt — eine recht kümmerliche Be¬
zahlung , und ich glaube , man sollte da etwas mehr für
diese Leiste tun , und ich möchte bezweifeln, ob mit den
20 OM M . , die eingestellt werden , wie auch schon der Herr
Kollege Brodmann bezweifelt hat , alles geschehen kann.

Jedenfalls sind die Leute durchaus nicht gut daran , und
'wenn sie den weiteren Wunsch nach Dienstkleidern
geltend gemacht haben , so glaube ich , war es nicht am
Platze, wenn man sie aus diesem Grunde , wie es der
Herr Mg . Zehnter getan hat , etwas über die Achsel und
ironisch von oben herunter behandelt hat . Selbst wenn
die Leute damit einen Mißgriff getan hätten , so war die
Ironie gegenüber solchen armen Leuten , ich will keinen
drastischeren Ausdruck anwenden , nicht angebracht seiten ?
eines Mannes , der in einem Monat mehr verdient, als
mancher von diesen Leuten im ganzen Jahr bekonnnt-
Selbst wenn es ein Mißgriff war von den Leuten , der an?
ihrer Unkenntnis entsprang , so sollte man das schonen -
der behandeln . Ich glaube aber nicht , daß der Mißgriff
so groß war , wenn sie Dienstkleidung verlangten ; es ge¬
schah Wohl nicht aus liebermut oder Eitelkeit, auch nicht
aus Hang nach dekorativer Wirkung , der heutzutage bei
uns in Deutschland sich so sehr geltend macht (nebenbei
bemerkt, findet man diese Liebhaberei mehr in höheren
Kreisen ) , sondern die Leute werden sich wahrscheinlich
denken , wenn der Staat uns diese Monturen im großen
einkauft und sie uns zu einen: Vorzugspreise, höchsten ?
zu den Selbstkosten, abgibt , so bekommen wir dabei et¬
was besseres , solideres und billigeres , als wenn wir e?
uns selber verschaffen , und dieser Gedanke wäre vielleicht
gar nicht dumm . Sie denken vielleicht auch , wenn wir
einmal Dienstkleidung haben , so sind wir damit quasi al ?
Staatsangestellte anerkannt , und da muß sich der Staat
auch genieren, wenn er uns nicht mehr Lohn gibt, dann
muß er mehr für uns tun als bisher geschehen ist .

Der Herr Geh , Rat Honsell hat sodann sich auch übrr
den Gegenstand der Bezahlung der Ingenie u r
Praktikanten ausgesprochen und gemeint, daß >>? j
eine zu gute sei im Vergleich zu anderen Praktikanten-



- Ich meine, die Sache ist umgekehrt : Die anderen Prak¬
tikanten sind zu schlecht bezahlt im Verhältnis zu den
Ingenieurpraktikanten (Sehr richtig !) . So würde die
Sache meines Erachtens eher stimmen und man kann
das auch insbesondere — mit einer kleinen Abschweifung ,
von der ich sofort wieder zurückkehren werde — von den
Rechtspraktikanten und Referendaren sagen, die verhält¬
nismäßig viel zu schlecht bezahlt sind . Ich glaube , man
würde in keinem Lande der Welt Leuten zumuten , nach
neunjährigem Besuch einer höheren Schule und vier- bis
fünfjährigen Ilniversitätsstudium mit einer Bezahlung
von 1400 M . anzufangen , oder gar zuerst drei Jahre zuvolontieren, und dann erst zu einer derartigen Entschä¬
digung zn kommen . Ein Engländer oder Amerikaner
würde hohnlachen, wenn man ihm derartiges mitteilt .
Ich bin der Meinung , daß , wenn hier eine einheitliche Re¬
gelung der Bezüge für die Praktikanten eintreten soll,man nicht nach unten abrunden und sich nicht die schlech¬
test Gestellten als Muster und Schablone vornehmen solle,
sondern daß man die schlechter Gestellten den besser
Gestellten gleichbringen soll.

Mit Vergnügen habe ich dagegen gehört , daß nun end -
lich die alte Beschwerde dieses Hauses bezüglich der Be¬
rechtigung der Oberrealschulen, hinsichtlich der Zulassung
ihrer Abiturienten zum Studium und zur Prüfun gin technischen Fächern und im Forstfach, von der
Tagesordnung verschwinden wird . Man kann Wohl sa¬
gen , es war auch die höchste Zeit , nachdem sogar Abi¬
turienten dieser Schulen auch zum Studium der Rechte
zugelassen werden.

Ich komme nun zum Schluß noch auf einen Spe -
zialwunsch der Stadt Konstanz , dessen wohl¬
wollende Behandlung ich der Oberdirektion des Wasser -
und Straßenbaues dringend ans Herz legen wollte : das
ist der Wunsch der Stadt Konstanz nach einer Aufs ü l -
lung des linken Rheinufers zur Verlängerung
jenes Quais , der am Pulverturm vorbei nach dein Para -
diese zu sich hinzieht. Die Stadt Konstanz beabsichtigt ,dort ans dem linken Rheinufer eine schöne Promenade
anzulegen , etwa ein Gegenstück zu der weit bekannten,wundervollen Seestraße , die sich auf der andern Seite
dem See entlang hinzieht. Es ist das ein dringendes Be¬
dürfnis für die Stadt Konstanz : denn trotz ihrer wun¬
dervollen , großartigen Lage mit dem herrlichen Blick iiber
den weiten mächtigen See hin , ist eben doch nicht zu be -
streiten, daß in der Nähe dieser Stadt ein gewisser Man¬
gel an schattigen Spaziergängen ist . Wer die Zeit und
das Geld dazu hat , sich einen ganzen Tag oder doch einen
halben Tag freizumachen, der kann von Konstanz bis
tveit nach Vorarlberg wundervolle Ausflüge machen , oder
vnf der andern Seite nach dem ileberlinger See oder hin¬unter an den llntersee gehen : da trifft man wunderbare^andschaftsbilder. Aber , wie gesagt, die schattigen Spazier¬gänge in der unmittelbaren Nähe sind nicht sehr zahlreich ,- as macht sich fühlbar umsomehr , als uns ein großer Teildes Seegestades durch Eisenbahnanlagen , Dampfschiffan-
tagen , Werften usw. vollständig weggenommen ist, und
svjr durch die derzeitige Führung der Bahnanlage voll¬
ständig vom See weggetrennt sind . Auf der andern
^>eite ist eine Verwertung des (rechten ) Rheinufers znkmer Nheinpromenade ausgeschlossen durch das unglück-
rche Ofsizierskasino . Es wäre viel schöner , angenehmerund besser gewesen fiir die Stadt , wenn sie dieses Gr¬unde hätte verwenden können, so daß man ans dieserene mittels Unterführung unter dem Bahnkörper eine

^
0 " Ungening der Seestraße hätte durchführen können.hatte das eine Promenade gegeben , um die uns dieg

.Mze Welt hätte beneiden können. Es ist das nicht mög -
r, Z

geworden. Vor ungefähr 10 oder 12 Jahren , alsu , frühere Offizierskasino abgebrannt war , hat man ineiten Kreisen der Konstanzer Bevölkerung sich mit der

Hoffnung geschmeichelt, diesen Dlatz nun erwerben zu
können . Aber es ist keine Gegenliebe zn finden gewesen ,und es ist ein neues Gebäude hingestellt worden . Wir
sind also hier absolut auf das linke Rheinufer angewie-
sen , um eine Promenade am Rhein entlang zu gewinnen .
Diese würde besonders gegen Abend mit ihrem Blick den
Rhein hinunter auf den Untersee und die Hegauberge ein
Bild von einer in ihrer Art einzigen und stimmungsvolleil
Schönheit bieten . Dieser Gedanke muß sich jedem aus¬
drängen , der nur einen Tag in Konstanz ist : er wird sich
fragen , weshalb hat man hier nicht längst eine Prome¬
nade angelegt ? Die Stadt wollte nun das Terrain auf-
süllen, weil es nach seiner sumpfigen Beschaffenheit nicht
zuni Bebauen zu gebrauchen ist , um diese Promenade zu
erstellen , um eine Art Pendant zur Seestraße zu schassen.

Das ist nun durch das Einschreiten der Oberdirektion
des Wasser - und Straßenbaus vollständig unmöglich ge¬
macht worden. Die Oberdirektion hat die Auffül --
lungsar beiten der Stadt einfach unter¬
sagt . Ich will hier nicht auf die Details eingehen , es
würde das zu weit führen . Ich will nun darauf Hin¬
weisen , daß die Oberdirektion des Wasser- und Straßen¬
baus bei ihrem Vorgehen sich auf die Abmachungen und
Vereinbarungen zwischen den Bodenseeuferstaaten vom 31 .
August 1887 stützt, nach welchen : „Aenderungen des beste¬
henden Zustandes am Rheinlaufe , welche erhebliche
Einwirkungen auf die Abflußverhältnisse ausüben könn¬
ten "

, den einzelnen Uferstaaten untersagt sind. Es besteht
nun inKonstanz allgemein dieMeinung , daß diese Bestim¬
mung eben nicht zutreffe, weil durch diese Auffüllung , die
man da vornehmen wollte, eine „erhebliche Einwirkung "
auf die Abflußverhältnisse nicht eingetreten sein würde .
Ein Techniker mit seiner überlegenen Sachkenntnis ist
da dem Juristen gegenüber allerdings im Vorteil und
kann einfach sagen : Ich versichere Ihnen , daß dieses
Vorhaben der Stadt Konstanz eine erhebliche Einwirkung
auf die Abflußverhältnisse ausüben wird — und hat mit
derartigen technisch - sachlichen Ausführungen gegenüber
dem Nichtfachmann eine relativ leichte Arbeit . Es hat
aber die Stadt sich für ihre Ansicht , daß dabei derartige
Einwirkungen nicht stattfinden, auch auf Techniker be¬
rufen können : auf ihren städtischen Techniker, den städti¬
schen Geometer, der ein sehr tüchtiger Mann ist und seineStudien und Erhebungen in dieser Frage gemacht hat .Man geht in Konstanz also von der Meinung aus , daß
eine erhebliche Einwirkung nicht eintreten wird , ebenso¬
wenig wie sie (wenigstens nicht erwartetermaßen ) seiner¬
zeit eingetreten ist, als die Rheinbrücke abbrannte , die
doch ein Stauwerk allerersten Ranges beim Ausfluß des
Rheines aus dem Bodensee war ; es hat sich deswegen
doch keine erhebliche Verminderung des Wasserstandes
ergeben . Man ist der Meinung , daß der Wasserstanddes Sees lediglich durch den Abfluß bei Stein reguliert
sei , und daß , wenn man regulierend einwirken Wolle ,man dort auf eine Verbreiterung oder Vertiefung dieses
Ausflusses hinwirken müsse, um etwaigen Hochwafser -
ständen bei abnormem Oberste tunlichst entgegenzutre¬ten . Die Stadt ist aber in der Lage, sich nicht nur aufibren eigenen technischen Beamten bei ihrer Meinungberufen zu können , sondern sie hat auch das Gutachteneiner anerkannten Autorität , des bekannten schweizeri¬
schen Ingenieurs und Nationalrats Zschokke in Aarau
erhoben , und dieser hat erklärt , daß das Projekt der
Stadt eine erhebliche Einwirkung auf den Wasserstanddes Bodensees nicht haben werde. Dieser Herr Zschokke
ist aus Grund einer Rücksprache, die er mit maßgebenden
Persönlichkeiten in Bern genommen hat , auch heute nochder Meinung , daß beispielsweise die Schweiz keinerlei
Schwierigkeiten gegen das Vorhaben der Stadt Konstanz
erheben würde. Man empfindet es also in Konstanz
schmerzlich, daß diese Beschwerden von unserer einheimi -



scheu , landsmännischen Behörde gemacht werden , und
man ist der Meinung , daß das ein weiterer Abschnitt in
dem unliebsamen Kapitel der Benachteiligungen der
Stadt Konstanz ist . Ich ! habe schon bei anderer Gelegen¬
heit darauf hingewiesen, daß man der Stadt Konstanz
seitens der Großh . Regierung keine große Fürsorge be¬

tätigt ; besonders auf dem Gebiet der Eisenbahnwünfche
werden wir immer vertröstet und mit unfern Beschwer¬
den auf die lange Bank verwiesen und es ist deshalb nicht
zu verwundern , wenn seinerzeit — nicht etwa von einem
berufsmäßigen Mgitatvjr , sondern von einsml meiner
Vorgänger in diesem Hause, der nunmehr Landgerichts¬
präsident in Freiburg ist , — das bittere Wort von dem
Aschenbrödel gefallen ist , als welches Konstanz seitens der

Großh . Regierung behandelt werde . Ich möchte die

Großh . Regierung dringend bitten , in dieser Beziehung
der Stadt Konstanz mehr entgegenzukommen und zu be¬

rücksichtigen , daß die Stadt Konstanz vermöge ihrer
exponierten Lage Schwierigkeiten hat , durch die Grenz -
und Zollverhältnisse in ihrer ganzen wirtschaftlichen Ent¬
wicklung auf Schritt und Tritt gehemmt ist und daß sie
deshalb besonderer Berücksichtigung wert ist und beson¬
dere Berücksichtigung verlangt . Ich möchte weiter darauf
Hinweisen , daß sie für Uferschutz an der Geestraße an bei¬
den Ufern des Rheins und am Stadtgarten jetzt schon
über 200 000 M . ausgegeben hat , also für Aufgaben ,
die man als solche des Staates bezeichnen könnte. Wenn
man hört , daß derartige Sachverständige , wie Zschokke ,
der Meinung sind , man könne das Projekt ganz gut
durchführen, so glaube ich, daß man bei einigem Wohl¬
wollen von seiten der Großh . Regierung zu demselben Er¬

gebnis kommen könnte. Ich bitte daher , das Projekt noch¬
mals zu prüfen und der Stadt Konstanz Entgegenkom¬
men zu beweisen , damit sie diese Anlage , die ein drin¬
gendes Bedürfnis für uns ist , ausführen kann und nicht
stets auf den Widerstand der Großh . Regierung stößt.

Abg . Hilbert (natl.) : Ich wollte auch zur Peti¬
tion der Straßenmeister und Kulturmeister
sprechen , aber ich meine , die Sache ist zur Genüge er¬
örtert , und ich kann mich nur den Ausführungen der
zwei letzten Vorredner anfchließen. Ich möchte auch die
Großh . Regierung bitten , sie möchte feste Gehälter für
die Straßenmeister und Kulturmeister auswerfen und dem
entsprechend auch die Uebernachtgelder ordnen.

Wenn ich nun noch auf das Tragen der Dienst¬
mützen zu sprechen komme , so meine ich , man sollte es
den Straßenmeistern überlassen, je nach der Witterung
den Hut oder die Mütze zu tragen .

Auch für die Straßenwarte möchte ich einige
Worte einlegen , es soll auch für die Kreisstraßenwarte
gelten . Diese haben , wie schon wiederholt betont worden
ist , ein Gehalt von 450 Mark . Diese Gehälter sind den
jetzigen Zeitverhältnissen nicht mehr entsprechend . Es ist
von der Regierung uns zwar mitgeteilt worden, es sei für
dieses Jahr ein Betrag von 10 000 M . für Besserstellung der
Straßenwarteausgeworfen worden, ein solcher von 20 000M.
für das nächste Jahr . Ich möchte auch hier die
Regierung ersuchen , sie möchte die Gehälter so regeln ,
daß die Straßenwarte wenigstens den ortsüblichen Tag¬
lohn erhalten .

Auch über die Gras Nutzung ist schon verschiedenes
gesprochen worden. Hier verhält es sich so , wie die
Straßenwarte in ihrer Petition angeführt haben, und
verschiedene Redner haben es bestätigt , daß das Futter
oft nur als Streu verwendet werden kann infolge des
starken Staubes , der durch den Automobil - und Motor¬
wagenverkehr entsteht. Ich habe dies draußen aus dem
Lande schon wiederholt gesehen und kann es nur bestä¬
tigen .

Was den Grasverkauf von den Straßen betrifft,
kann ich der Kommission nicht zustimmen, ihr Vorschlag
würde viel Unannehmlichkeiten bereiten ; ich meine , man
sollte es beim alten lassen, und zwar das Heu dem
Straßenwart zu einem mäßigen Preis überlaffen .

Auch haben schon verschiedene Redner von dem Ur¬
laub gesprochen , welchen die Straßenwarte zu
beanspruchen haben. Dieser soll, wie ich aus der Petition
ersehen habe, 8 Tage betragen . Da kommt es oft vor ,
daß die Straßenwarte um Urlaub nachsuchen , um in
dieser Zeit ihr Heu oder ihre Ernte nach Haufe zu
bringen. Oft ist aber die Witterung so, daß sie nichts
für sich arbeiten können und sie gehen dann in der
Zwischenzeit wieder an ihre Straßenarbeit. Da meine
ich , sollte man es nicht so genau nehmen ; in diesen
Fällen sollte den Straßenwarten gestattet sein, daß sie
noch 3 —4 Tage über den Urlaub hinaus für sich arbeiten
können , ohne nochmaliges Nachsuchen .

Abg . Horst (Soz .) : Zu den verschiedenen gemein¬
nützigen Betätigungen, die zum Bereich der Oberdirektion
des Wasser- und Straßenbaues gehören, gehört sicher auch
die Beaufsichtigung der Einrichtungen und desBetriebs
der Steinbrüche . Alljährlich ist dem Bericht der
Fabrikinspektion ein kleiner Bericht darüber angehängt,
und in dem diesjährigen Bericht heißt es : „ Wenn auch
die Arbeitgeber und Arbeiter mehr und mehr in die zum
Schutze der letzteren erlassenen Vorschriften sich einleben,
so kann doch ein befriedigender Zustand noch nicht festge¬
stellt werden. Dies gilt hauptsächlich von der Unfallver¬
hütung . Noch in zahlreichen Fällen hat die ungenügende
Beseitigung des Abraums beanstandet werden müssen ;
mehrfach hing der Abraum über und wurde unterhöhlt
oder es war das an der Abbruchwand hängende lose Ge¬
stein nicht entfernt. In einigen Betrieben ist die Ein¬
stellung der Steinbrucharbeit bis zur Beseitigung des Ab¬
raums beantragt worden. Wie wenig manche Steinbruch¬
unternehmer der Gefahr sich bewußt sind, geht aus der
Tatsache hervor, daß einer derselben es auf eine dreimalige
amtliche Aufforderung und Androhung der Betriebsein¬
stellung hat ankommen lassen . Schon die Beschaffung
der Unfallverhütungsvorschristen stößt österhin auf Schwie¬
rigkeiten ; ein Gemeindebetrieb hat sogar viermal aufge¬
fordert werden müssen.

" Soweit der Bericht über diese
Angelegenheit und über den Revisionsbefund in den
Steinbrüchen . Ich glaube , daß die Oberdirektion für den
Wasser- und Straßenbau, die manche Betriebe drei- und
viermal revidiert hat , alle Ursache hat, genau zuzusehen ,
und es ist nur zu wünschen , daß die Beamten und die
Personen , die mit dieser Arbeit beauftragt sind, ihrer
Pflicht streng Nachkommen und darauf sehen , daß die
Einrichtungen , die seinerzeit vom Bundesrat zum Schutze
der Arbeiter angeordnet worden sind, auch voll und ganz
zur Durchführung gelangen .

Es sind allerdings wenig Betriebe , die der Ober¬
direktion des Wasser- und Straßenbaus unterstellt find, i
nur 214 mit 2959 Arbeitern . Die Großh . Regierung
sollte aber dazu übergehen, auch solche Betriebe zu revi¬
dieren, die weniger als 5 Arbeiter beschäftigen. Es heißt
im Bericht , daß die großen Betriebe weniger zu Bean¬
standungen Veranlassung geben als die kleinen Betriebe,
und deshalb dürften auch die kleinen Betriebe , die weniger
als 5 Arbeiter beschäftigen, am allermeisten Anlaß
bieten, sie in die Revision einzubeziehen. Der 8 3 der
Bekanntmachung des Reichskanzlers betr. die Einrichtung
und den Betrieb von Steinbrüchen und Steinhauereien I

schreibt vor : „Für solche Steinbrüche und Steinhauereien , >
in denen regelmäßig weniger als 5 Arbeiter beschäftigt I
werden, behält es bei der Befugnis der zuständigen Be- >
Hörden , im Wege der Verfügung oder Anordnung oder I
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durch Polizeiverordnungcn Einrichtungen der in 88 1 und2 bezeichnten Art vorzuschreiben , sein Bewenden .
" Nach¬dem diese Einrichtungen in den großen Betrieben einigeJahre bestehen , sollte man dazu übergehen, auch diesenkleinen Betrieben dieselben zuteil werden zu lassen , und

ich möchte bei der Großh . Regierung anfragen , ob nichtin einigen Bezirken schon mit solchen Erlassen vorgegangenworden ist.
Es wird dann auch noch geklagt, daß die Unternehmeres hauptsächlich mangeln lassen an Abortgelegenheitund auch an den Hütten , die bei solchen Steinbrüchenvorhanden sein müssen , daß diese nicht reinlich genuggehalten werden, sodaß sie dadurch geradezu unbenützbarsind . Ich glaube , daß die Großh . Oberdirektion strengdarauf sehen sollte, daß diese Mißstände beseitigt werden,da die Arbeiter mitunter den ganzen Tag draußen imFreien sein müssen, und daß die Einrichtungen auch wirk¬lich benützbar und nicht, wie die Großh . Oberdirektionmit Recht hervorhebt, eigentlich unbenützbar sind.

In Bezug auf die Straßen und die Ver¬
besserung derselben möchte ich einige Worte
hervorheben .

Es erschien im . Dezember v . I . ein Artikel im „Volks-sreund "
, der auf eine Straße aufmerksam machte , die ineinem sehr schlechten Zustand sich befand . Ich würde dashier nicht anführen , aber es wurde mir mitgeteilt , daß,nachdem der Artikel erschienen war , drei Straßenwärtevmit je 3 M . Strafe belegt wurden . Es ist wohl nicht an¬zunehmen , daß man diese Bestrafung vorgenommen hat,weil die Straße sich in einem schlechten Zustand befand,denn die Straßenwärter haben nicht die Machtmittel , umdie Straße walzen zu lassen . Es handelt sich da um dieZtraße Linx—Kehl und die Kreisstraße Bodersweier —!>lork. Es heißt hier : „ Vor ungefähr 3 Wochen wurden diegenannten Straßen , welche sich noch in einem sehr gutenZustande befänden, mit Kies bereits vollständig überschüt¬tet. Da wir seit der Zeit sehr wenig Regen hatten , wur¬den die Straßen nicht aufgeweicht und kann der Kies nichtin dieselben eindringen , so daß der Kies durch die Räderder Wagen regelrecht zu Staub gemahlen wird . Wennman sieht, wie mühsam schwere Lastwagen, von den Pfer¬den gezogen , hier noch den Dienst der Dampfwalze be-sorgen müssen , muß man sich Wundern, daß der Tierschutz¬verein gegen diese moderne Pserdeschinderei nicht FrontMacht . Von der Kreisstraße Bodersweier —Kork kannman , ohne Fachmann zu sein, behaupten , daß derselbenschon seit Jahren viel zu viel Material zugesührt wurde,M daß sie bald einem Berg gleicht und es leicht Vorkom¬men kann, wenn zwei Fuhrwerke nebeneinander fahren ,daß ein Wagen umfällt .

" Im Gegensatz zu den bisheri -M Ausführungen , daß zu wenig geschottertund zu wenigMaterial benützt wird , wird hier behauptet , daß zu vielMaterial zugeführt und dasselbe nicht genügend einge-kmlzt worden sei ; dadurch sei dieser schlechte Zustand ge¬kommen . Aber das kann ich nicht begreifen , daß dieserArtikel Veranlassung zur Bestrafung dieser Straßenwär -kor gegeben haben soll.
Nun noch eine kleine Angelegenheit, die speziell die Ge¬meinde Durlach angeht . Nachdem von dem Herrn Kol-mgen Ouenzer das schlechte Straßenpflaster in Neckarge¬münd beklagt wurde, will auch ich aus die schlechten Ver¬hältnisse in Durlach Hinweisen . Hier wird allerdings ins6eld geführt, daß eine Aenderung nicht eintreten kann,ämil erst die Kanalisation eingerichtet werden muß . Vorungefähr zehn Jahren hat die Gemeinde Durlach bei der^ulturinspektion die Ausarbeitung eines Projektes ver¬anlaßt, dasselbe wurde auch ausgeführt , und vor sechs>M,ren hat der Bürgerausschuß das Projekt genehmigt,- wn stieß dann aber bei der Gemeindeverwaltung Karls¬

ruhe aus Schwierigkeiten. Die Sache zieht sich nun schonsechs Jahre hin und her, ohne daß zur Durchführung desProjektes geschritten werden kann . Die Kulturinspektionist ihrer Ausgabe gerecht geworden, das muß anerkanntwerden, aber es scheint, als ob die Stadt Karlsruhe dieArbeit hintanhalten wollte, und als ob man es hier aufeine Einverleibung von Durlach in Karlsruhe abgesehenhätte . In einem solchen Falle , wo es sich um ein durch¬aus notwendiges Werk handelt, sollten die Behörden ihmwohlwollend gegenüberstehen , damit das gemeinnützigeWerk sobald wie möglich zur Durchführung gelangenkann.

Abg . Früh auf (sreis.) : Man sollte glauben , daß beider Beratung eines Etats , bei dem es sich lediglich umdis Lösung von Kulturzwecken handelt , eine freudige , an¬erkennende Stimme im ganzen Hause vorhanden sei . daßman des Lobes nicht genug hören konnte über denEifer , mit dem sich die Großh . Regierung der Lösungihrer Ausgaben hingegeben hat . Wer aber den Kom¬missionsbericht liest , und wer die Debatte mitangehörthat , kann sich des Eindrucks nicht erwehren , daß dieStimmung im ganzen Hause eine ziemlichfrostige gegenüber der Verwaltung ist, um derenEtat es sich heute handelt , und wer die letzten vier Jahreüberblickt,- der wird sich darüber auch wenig wundern .Die Oberdirektion nimmt im Gegensatz, ich darf wohlsagen , zur erdrückenden Mehrheit des ganzen Hauses inwesentlichen Fragen eine Haltung ein, die zu immerschärferem Widerspruch von allen Seiten heraussordert .So haben wir auch bis jetzt eigentlich nichts anderes ge¬hört , als ganz energische Proteste gegen die Haltung derGroßh . Regierung in verschiedenen sehr wichtigen Fra¬gen . Der wichtigste Protest gegenüber der Haltung derOberdirektion in der Frage der Ausnützung der Rhein¬wasserkräfte steht ja noch aus , und wenn der Herr Regie¬rungskommissär heute morgen gemeint hat , die Reisebei¬hilfen seien so ganz überflüssig, so- glaube ich , daß er beider Kammer auf keinen Widerspruch stoßen würde , wenner die Reisebeihilfen dazu benützen würde , um an Ortund Stelle sich selbst davon zu überzeugen , wie andereStaaten über die Ausnützung der Wasserkräfte zwecksGewinnung von Elektrizität denken , und wir würdenuns sehr freuen , wenn man sich nicht mit Drucksachen be¬gnügen würde , sondern möglichst genau die Sache inAugenschein nehmen möchte, bevor man bei der Beant¬wortung der Interpellation Obkircher und Genossen unsgegenüber tritt . Ich fürchte , daß andernfalls die Stim¬mung in der Kammer unter Null herabsinken möchtegegenüber dem Standpunkt der Regierung in einer sowichtigen Frage , und das würde ich im Interesse derkünftigen Lösung dieser Frage sehr bedauern .
Sehr unterstützt muß diese frostige Stimmung wer¬den durch die Wahrnehmung , daß in der Frage der Be¬handlung des Personals die Oberdirektiondas Zentrum der Bestrebungen in den Regierungskrei¬sen zu sein scheint, um möglichst große Schwierigkeitengegenüber der endlichen Erfüllung berechtigter Wünscheauszutürmsn . Wir müssen uns mindestens wundern ,wie man die Haltung der Budgetkommission so gründlichmißverstehen konnte: als sie verlangt hat , die Prakti¬kantenbezahlung gleichartiger zu ordnen, ist man in Re¬gierungskreisen auf die Idee gekommen , die techni¬schen Praktikanten in ihren Bezügen herabzu¬setzen , um sie auf dieselbe Stellung wie die übrigen Prak¬tikanten zu bringen . Mit Recht ist von allen Seiten her¬vorgehoben worden, daß nichts , aber auch gar nichts dieRegierung auf eine derartige Ansicht hat bringen kön¬nen . Die Budgetkommission war wirklich nicht schuld ,wenn die Regierung aus eine solch unglückliche Idee ge -
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kommen ist . Es wird infolge dieser Wahrnehmung die
Kammer ihre Anstrengungen verdoppeln müssen , um für
anständige Bezahlung , so darf man wohl sagen, in den
übrigen Ressorts auch für die anderen Praktikanten ein¬
zutreten . Im Unterrichtswesen hat die Kammer vor vier
Jahren diese Meinung mit einer Schärfe ausgesprochen,
die an Deutlichkeit Wohl nichts zu wünschen übrig ließ,
und die Unterrichtsverwaltung hat dieser Stimmung
sofort Rechnung getragen . Was die juristischen Prakti¬
kanten anbetrifft , so wird auch diese Frage bei der näch¬
sten Gelegenheit sehr ernsthaften Erörterungen unter¬
zogen werden müssen , denn das ist kein Zustand , daß ju¬
ristische Praktikanten , wie der Herr Abg . Venedep mit
Recht hervorgehoben hat , beispielsweise bei den Bezirks¬
ämtern ein halbes Jahr lang verwendet werden , um
Tausende von bezirksamtlichen Strafverfügungen mecha¬
nisch anzufertigen und auf diese Weise einfach andere
Schreibkräfte ohne Bezahlung zu ersetzen . Das ist eine
Ausnützung und eine Verschleuderung wichtiger und zu
besserem Beginnen bestimmter Arbeitskräfte , und hat
auch mit der Ausbildung dieser jungen Leute gar nichts
zu tun . Man wird wohl sagen dürfen : So weit die tech¬
nischen Praktikanten nicht lediglich für ihre Ausbildung
im Dienst verwendet werden , ist die Bezahlung eine über¬
mäßige wahrlich nicht zu nennen , und wenn nian gehört
hat , daß die ganze Kammer , und daß im ganzen Lande
alle Stimmen sich dafür aussprechen, daß die Regierung
auf die Heranbildung eines möglichst gediegenen und
zahlreichen Nachwuchses des Technikerpersonals künftig
mehr ihr Augenmerk richten solle , so ist es geradezu eine
Provokation , wenn man sieht , wie eine Behörde entgegen
diesem ausgesprochenen Wunsche die Bezüge der jungen
Techniker herabsetzt .

Was für die Jngenieurpraktikanten zutrifft , das trifft
in noch höherem Matze für die Geometer zu . Auf die
messerscharfen Ausführungen des Herrn Kollegen Ob-
kircher haben wir aber eine Aeußerung der Regierung
nicht gehört, die diese irgendwie zu widerlegen oder zu
entkräften in der Lage gewesen wäre . Wenn man sich
mit den betreffenden Kreisen in Verbindung setzt, so hört
man , daß die Haltung der Oberdirektion in dieser Frage
vollkommener Verständnislosigkeit begegnet. Ich mache
übrigens darauf aufmerksam, daß in der Regierungser -
klärung , die im Berichte abgedruckt ist , selbst erklärt ist,
daß der Mangel an Geometern in diesem Jahre seinen
„Höhepunkt" erreicht hat , und zwischen diesem Ausdruck
und dem vom Herrn Regierungsvertreter bestrittenen
„Notstand" kann ich einen wesentlichen Unterschied nicht
erkennen. Fragt man nun : Was ist der Grund für diesen
Höhepunkt oder Notstand , wie Sie ihn nennen wollen,
so ist die mangelhafte Bezahlung dieser Leute selbstver¬
ständlich in allererster Linie hervorzuheben. Da hier eine
Technische Hochschule besteht , hätte es in 10 Jahren der
Regierung gelingen müssen, für den notwendigen Nach¬
wuchs zu sorgen, wenn sie die richtige Behandlung dieser
Beamtenklasse rechtzeitig in die Wege geleitet hätte . Die
Kammer hat ja speziell die Geometer vor vier Jahren als
solche Beamte verzeichnet , zu deren Gunsten sie im Gegen¬
satz zu allen anderen Beamtenklassen für eine partielle
Durchbrechung des Gehaltstarifes eintreten würde ; und
damit ist doch wohl genügend zum Ausdruck gebracht,
wie die Kammer über diese Frage denkt. Wenn man aber
hört , daß nun die Geometer zum Teil noch eingezogen
werden sollen , wenn man hört , daß sie beispielsweise eine
Diät der achten Tarifklasse, wie die Kanzleidiener bezie¬
hen (hört , hört !) , 5 M . im Falle einer Beschäftigung
auswärts , daß ihr Einkommen im günstigsten Falle 2700
Mark einschließlich dieser Diäten erreichen kann, und
wenn man weiter hört , daß die Regierung wiederholt
den Versuch gemacht hat , Ausländer heranzuziehen, und

wie gesagt, wird , ohne eine Prüfung von diesen Leuten
zu fordern , sie einfach als badische Geometer in ihrer Not
angestellt hat , daß aber selbst diese Ausländer nach kur¬
zer Zeit dem Dienste wieder den Rücken gedreht haben,
weil sie sich enttäuscht sahen, dann bekommt man einen
Begriff davon, daß die mangelhafte Bezahlung dieses
Personales sich derart in den Gedankengang der Ober¬
direktion eingewurzelt hat , daß für die Kammer aller
Anlaß besteht , dem energisch entgegenzutreten , umsomehr,
wenn der Vertreter der Oberdirektion von einem im übri¬
gen verfassungsmäßigen Rechte Gebrauch macht, das ihm
niemand bestreiten will, an anderer Stelle sich mit be¬
merkenswerter Schärfe gegen die Bestrebungen der Be-
amten um Verbesserung ihrer Bezüge zu wenden . Es
scheint hier eben eine Kongruenz der Gedankengänge vor¬
zuliegen, so daß hier , wo es sich um dienstliche Beziehun-
gen handelt , wo wir den Etat der betreffenden Behörde
zu Prüfen und zu bewilligen haben , alle Veranlassung
vorliegt , ihr ins Gesicht zu leuchten , wie Herr Kollege
Venedey das ebenfalls schon getan hat .

Doppelt auffallen muß nun , was Herr Kollege Venedey
schon hervorgehoben hat , daß auf der anderen Seite wie¬
der eine Inkongruenz dieser Gedankengänge sich zeigt ,
wenn es sich um die eigenen Bedürfnisse der
betreffenden Behörde handelt . Mit welchen
Gründen ist dieses Nebengehalt von 800 M . gerechtfertigt?
Wegen der Gleichstellung des betreffenden Beamten mit
irgend einem andern Beamten ? Das ist ja gerade die
Begründung , die von der Großh . Regierung an anderer
Stelle so sehr perhorresziert wird ! Wie kann die Großh.
Negierung selbst mit solchem Beispiel vorangehen und
diese, von ihr selbst perhorreszierte Begründung hier als
einzige Begründung für eine Durchbrechung des Gehalts-
tarifs ins Feld führen ? Es scheint, daß das Flicksystem,
das in der Oberdirektion so großen Sympathien begegnet ,
eines ganz eigentümlichen Ausbaues in bezug auf dir
Gehaltsverhältnisse fähig ist . Gewöhnlich versteht man
darunter , daß die schlechten Stellen aufgebesfert werden
sollen ; die Oberdirektion scheint aber der Ansicht zu sein,
daß man die schlechten Stellen , was die Gehälter betrifft ,
liegen lassen kann, und daß das Flicksystem insbesondere
auf die an und für sich schon besser dotierten Stellen an¬
gewendet werden muß . Für ein solches Flick¬
system können wir uns nicht erwärmen !
Da sind wir unbedingt doch eher für das
Decksystem der allgemeinen Gehalts¬
tarifrevision und für die Ablehnung derartiger
Forderungen , wie sie hier wieder von einer Be¬
hörde gestellt werden, die — das kann nicht scharf genug
hervorgehoben werden — im übrigen einen pronocierten
Standpunkt auf diesem Gebiete nach ganz anderer Rich¬
tung hin einnimmt . Ich will deshalb die Anregung des
Herrn Kollegen Venedey verfolgen und beantragen , daß
über diese Forderung von 800 M . hier abgestimmt wird,
damit die Kammer einmal ein Avis darüber gibt, wie sie
über die Gedankengänge der Oberdirektion in derartigen
Dingen denkt.

Die Straßen wärt er haben eine lebhafte Befür¬
wortung ihrer wahrhaftig sehr bescheidenen Wünsche hier
erfahren . Es hieße Wasser in den Rhein tragen , das noch
weiter zu unterstützen. Man braucht ja nur darauf Hw-

zuweisen , daß diese Leute 500 M . beziehen und jetzt durch¬
schnittlich um 30 M . aufgebessert werden sollen , um wenig¬
stens den ortsüblichen Tagelohn zu erreichen . Ich weiß
nicht , wie man so lange hat warten können, um einer der¬
artigen Forderung endlich nachzugeben. Dieser Betrag
von 22 000 M . wäre aber einer weiteren Steigerung wom
noch fähig , denn daß damit der ortsübliche Tagelohn dom

noch nicht für die Gesamtheit der Straßenwärter erreich«

werden wird , ist Wohl selbstverständlich.



Im übrigen will ich mich den Ausführungen der Her¬ren Vorredner in dieser Richtung vollständig anschließenund nur noch auf eine Merkwürdigkeit Hinweisen , die ichaus dem Organ der badischen Straßenwärter — es be¬
steht eine eigene Zeitung dieser Korporation — entnehme ,woraus ich ersehe , daß im Winter dieses Jahres dieseLeute eine Audienz beim Herrn Oberbau -
direktor gehabt haben , und u . a . ihre etatmäßige An¬
stellung angeregt haben . Da soll nach Ausweis dieserZeitung der Oberbaudirektor erklärt haben , daß die etat¬
mäßige Anstellung der Straßenwärter in Bayern , woraufdie Straßenwärter hingewiesen haben , „ aus Versehen "'
geschehen sei ; ein Domänendirektor habe seinerzeit aufeine an ihn ergangene Anfrage die etatmäßige Anstellungder Straßenwärter der bayerischen Regierung gegenüberbefürwortet ; heute würde dies jedoch nicht mehr gescha¬hen ! Ich bin über die Details nicht informiert ; wennes aber richtig ist, daß in Bayern die Landstraßenwärterzum Teil , vielleicht die älteren , etatmäßig angestellt sind,dann bin ich fest überzeugt , daß der Herr Oberbaudirektor

schwerlich einen derartigen Zustand als „ aus Versehen "
ins Leben getreten bezeichnet hat . Ich will auf diesenVorgang nur Hinweisen, um , gestützt darauf , auch hier dieFrage anzuregen , ob nicht, wie auf anderen Gebieten dieKammer es schon angeregt hat — ich erinnere an das
Eisenbahnpersonal — , so auch hier dazu übergegangenwerden solle, älteren Straßeuwärtern die etatmäßige An¬stellung bei Revision des Beamtengesetzes ebenfalls zuteilwerden zu lassen. Es unterstützt mich in dieser Beziehungdie mir mitgeteilte Wahrnehmung , daß sich in auffälligerWeise die Anzahl der in höherem Alter zur Entlassunggekommenen Straßenwärter mehrt , und es wird die Be¬fürchtung ausgesprochen, daß die Oberdirektion bei Ent¬lassung älterer Straßenwarte gar zu rigoros vorgeht , beidenen befürchtet wird , daß sie bald die Unterstützung zubeanspruchen haben werden . Ich kann mir nicht denken,daß ein derartiges Bestreben bestehen sollte . Ich bin aber¬

ausdrücklich aus beteiligten Kreisen darauf hingewiesenworden, daß etwa jährlich fünf ältere Straßenwarte indieser Weise entlassen werden , und daß dies ein Mißver¬hältnis sei in bezug auf die Gesamtzahl der Straßen¬warte. Es wird vielleicht genügen , wenn man die Auf¬merksamkeit des Hauses und der Großh . Regierung ausdiesen Punkt in der Behandlung der Straßenwarte jetztschon lenkt, um zu verhüten , daß hier weitere Befürch¬tungen in den Kreisen der Straßenwarte begründete Nah¬rung finden .

Zum Schluß möchte ich noch darauf Hinweisen, daß schoneinmal vor vier Jahren in diesem Hause daraus abgehobenworden ist, ob das Ministerium nicht einen technischenRespizienten anstellen sollte , der die Beschwerden intechnischen Sachen , die gegen die Oberdirektion an dasMinisterium gelangen , zu behandeln hätte . Heute bestehtuämlich die merkwürdige Einrichtung , daß , wenn eineBeschwerde gegen die Oberdirektion an das Ministeriumgelangt, das Ministerium über niemanden verfügt ,dis Richtigkeit der Beschwerde vom fachmännischenStandpunkt aus zu prüfen imstande wäre , und es mußwoher notgedrungen eine derartige Beschwerde zur Aeuße -rund an diejenige Behörde gehen , die ihm zur Verfü¬gung steht und das ist eben die Oberdirektion selbst, gegen7W sich die Beschwerde richtet . Es ist nun für einen Be¬schwerdeführer kein idealer Zustand , wenn er weiß , daßdies der einzige Weg ist, der einer Beschwerde, die er ein -relcht, beschieden ist, und es kann also ein solcher Bescheidchn allzugroßes Vertrauen auf objektive Prüfung solcher^efchwerden nicht stoßen. Ich glaube , das Ministeriumurde gut tun , wenn es bis zum nächsten Budget an dieuwge herantreten würde , die Einrichtung eines solchenkchnischen Respiziats im Ministerium selbst, das der Ober-
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direktion vollständig unabhängig gegenüber stünde , indie Wege zu leiten .

Minister des Innern Or . Schenkel : Der Herr Abg .Frühauf hat ein viel zu trübes pessimistisches Bildüber die Stimmung entworfen , die in der Oberdirektionbezüglich der Verbesserung der Bezüge der ihr unter¬gebenen Beamten herrscht . Er hat sich nur gegen dieOberdirektion gewendet, aber die Oberdirektion ist ja nichtdiejenige Stelle , die dafür verantwortlich ist, was hin¬sichtlich der Verbesserung der Beamten geschieht, es istvielmehr das Ministerium , es ist sein VerantwortlicherLeiter , und was Herr Frühauf gegen die Oberdirektiongerichtet hat , das muß ich als gegen mich gerichtet be-trachten. Ich halte es aber nicht für begründet , was erausgeführt hat . Schon die paar Quellen , die er ange -führt hat , und die ihn selber zu einem gewissen Lächelnüber ihre Zuverlässigkeit veranlaßten , sollten ihn etwasvorsichtiger hinsichtlich so gewichtiger und so laut ins Landhinaus schallender Vorwürfe machen.
Was insbesondere den Artikel in dem Straßen¬wartblatt anbetrifst, so ist ja natürlich das , was hierüber eine Aeußerung des Direktors der Oberdirektion hin¬sichtlich der Beförderung der bayerischen Straßenwartezu etatmäßigen Beamten gesagt ist, vollständig mißver¬standen ; es hat überhaupt keinen Boden , so etwas hatGeh . Rat Honsell natürlich niemals gesagt ; und es ist be¬zeichnend für die Herren, die das Straßenwartblatt redi¬gieren , daß derartige Aeußerungen dort abgedruckt wer¬den können.

Aber auch die zweite Quelle , die den Herrn Abg . Frühaufüber die Entlassung der Straßenwarte be¬lehrt hat , scheint mir sehr trübe zu sein . Die Straßen¬warte sind , und zwar in llebereinstimmung mit diesemHause, vor einiger Zeit zu Beamten , aber nicht zu etat -mäßigen Beamten , gemacht worden , um ihre Stellungzu heben, und ihnen die Anwartschaft auf einen Unter¬stützungsgehalt für den Fall der Invalidität zu sichern.Hiervon wird auch jetzt schon recht reichlich Gebrauch ge¬macht ; wenn ein Straßenwart invalid wird , erhält ernicht bloß als Arbeiter die Invalidenrente auf Grunddes Jnvalidengesetzes , sondern er bekommt auch noch vonder Staatsverwaltung einen seinen Dienstverhältnissenentsprechenden Unterstützungsgehalt . Er wird also kei¬neswegs entlassen, ohne einen Unterstützungsgehalt zuerhalten , sondern auf sein Ansuchen wird er als Invalideentlassen, eben damit er den Unterstützungsgehalt erhält .Das Mißtrauen , daß er wegen drohender Invaliditätentlassen würde , um dadurch den staatlichen Unterstüt¬zungsgehalt zu ersparen, ist daher durchaus unbegründet .Ich bin überzeugt, Herr Frühauf wird gern die Gelegen¬heit ergreifen , diejenigen , die ihn hierüber falsch belehrthaben , über den richtigen Tatbestand aufzuklären .
Im übrigen ist sowohl die Oberdirektion , wie auch dasMinisterium des Innern sehr geneigt , darauf hinzuwir¬ken, daß alle diejenigen Beamten , die es nach ihren Ver¬hältnissen bedürfen u . bezüglich deren es nach ihrer sozia¬len Lage wünschenswert ist, höhereBezüge erhalten .Das kann aber nicht jetzt geschehen , sondern erst dann ,wenn für alle Beamten durch die neue Regelung der Ge¬haltsbezüge eine solche Neuordnung geschaffen wird .Darum ist es ganz unbegründet , zu sagen , das Mini¬sterium des Innern oder die Oberdirektion des Wasser-und Straßenbaues hätten nicht das gleiche Wohlwollenfür ihre Beamten , wie die anderen Behörden . DiesesWohlwollen für die Straßenwarte geht ja schon daraushervor, daß auf Anregung des Direktors der Oberdirek¬tion des Wasser- und Straßenbaues nachträglich in demBudget die gar nicht unbeträchtliche Erhöhung um 20 000Mark im Jahre für die Straßenwarte vorgesehen wurde .
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eine Erhöhung , die nach unseren Berechnungen vollstän¬
dig ausreicht, um alle Straßenwarte zum mindesten in
eine Vergütung , die dem ortsüblichen Tagelohn ihres
Tienstbezirkes entspricht, zu bringen . Zum mindesten,
sage ich ; denn viele erhalten bedeutend höhere Bezüge.
Man muß denn doch bei den Straßenwärtern immerhin
irr Betracht ziehen , daß sie eben Taglöhner sind , die in
landwirtschaftlichen Verhältnissen leben und noch Zeit
genug haben , wie das heute schon vielfach hervorgehoben
wurde , wenigstens zum allergrößten Teil , ihre Landwirt¬
schaft zum Teil selbst , zum Teil unter Mitwirkung ihrer
Angehörigen zu betreiben . Man soll denn doch nicht über¬
all geradezu dazu herauDfordern, Erhöhungen zu ver¬
langen , man soll doch einigermaßen abwarten , bis ein
solches Verlangen aus den Leuten selbst herauskommt !
Ich habe aber bezüglich der Landstraßenwarte , wenigstens
bezüglich eines großen Teils dieser Bediensteten, den Ein¬
druck gewonnen, daß sie im großen und ganzen zufrieden
sind , namentlich dann , wenn wir ihnen die jetzt gebotene
Erhöhung ihrer Bezüge geben.

Viel optimistischer als der Herr Abg . Frühaus war der
Herr Abg . Pfeifsle . Er hat seine Rede damit ge¬
schlossen , daß er etwa sagte : „Wenn die Reform des Ge¬
haltstarifs in den nächsten zwei Jahren vor sich geht ,
dann werden alle Beamten , namentlich die unteren und
die mittleren , zufrieden sein , dann wird es nicht mehr
Vorkommen , daß wir immer von neuem derartige Peti -
tionen in unser Haus Hineingleiten sehen ; dann werden
solche Unzufriedenheitsbestimmungen , wie sie jetzt in wei¬
ten Kreisen der Beamten verbreitet sind , nicht mehr ge¬
sunden werden .

" Ich für meinen Teil glaube das nicht .
Die Unzufriedenheit sitzt ja im Innern des mo-
dernen Menschen ; sie gehört zum menschlichen und allzu
menschlichen . Wenn er gerade so viel hat , daß es aus¬
kömmlich ist , so sieht er um sich herum eine Anzahl an¬
derer, seiner Ansicht nach besser gestellter Menschen , na¬
mentlich Beamte , er studiert den Gehaltstarif und glaubt ,
daß er zu wenig hat (Heiterkeit) . Aber es gibt auch drau¬
ßen Elemente , die geradezu ein Interesse daran haben,
diese Unzufriedenheit zu hegen und zu erhalten ; und ich
fürchte , diese Elemente , die sich ja natürlich nur draußen
befinden (Heiterkeit) , sie werden auch noch dann vorhan¬
den sein , wenn der allerschönste , mit den üppigsten Seg¬
nungen über die Beamten sich ergießende Gehaltstarif
einmal erlassen sein sollte . Die Regierung darf auch
meines Dafürhaltens bei diesem Werke gar nicht von der
Hoffnung ausgehen , daß mit der Reform des Gehalts¬
tarifs alle Beamten zufrieden werden — wenn sie beab¬
sichtigte , allgemeine Zufriedenheit zu bewirken, dann
würde sie an dieses schwere Werk meiner Ansicht nach gar
nicht Herangehen können. Sondern sie wird sich bei dieser
Reform von dem Grundsätze der Gerechtigkeit leiten las¬
sen : die Beamten sollen so viel erhalten , daß sie diejenige
Lebenshaltung für sich und ihre Familie führen können,
die ihrer sozialen Schicht angemessen ist . Man muß aber
auch bedenken , daß die Beamten nicht über jenes Dienst¬
einkommen hinaufgeschraubt werden sollen , das ihrer so¬
zialen Schicht entspricht: und hier hat Herr Abg . Pfeifsle
heute ein, wie ich glaube , etwas unvorsichtiges Wort ge¬
sprochen , indem er gesagt hat : „Ja , wenn diese Unter¬
beamten alle so viel hätten , wie der Direktor der Ober¬
direktion, dann würden sie nicht mit Petitionen an dieses
Haus gelangen , dann würden sie zufrieden sein " (Abg .
Kolb : Nebengehälter !) .

Was diese Nebengehälter anbetrifft , so ist es
ganz unrichtig , wenn die Sache immer so dargestellt
wird , als ob Nebengehälter , die nicht in den Anmerkun¬
gen des Gehaltstarifs ausdrücklich festgestellt sind , nur
einzelnen höheren Beamten gewährt worden wären . Sie
werden sich ja alle erinnern , wie wir bezüglich einzelner

Beamtenkategorien , bei denen ein ganz besonderes Be¬
dürfnis nach Erhöhung ihrer Vergütungen vorlag , in den
letzten zehn Jahren manchmal im Budget Nebengehälter ,
die im Gehaltstarif nicht vermerkt sind , ge¬
währt haben . Das waren keine höheren Beamten , das
waren z . B . die Gendarmen , die Geometer, von denen
heute auch schon die Rede war . Und wenn einzelne hö¬
here Beamte einmal ausnahmsweise besondere Neben¬
gehalte bekommen, so ist dies regelmäßig dann der Fall ,
wenn diese Beamten sich ganz außerordentlich anzustren¬
gen haben . Das tun entschieden die Beamten ,
die in unseren Zentralstellen sitzen , im hohen Maße , wie
ich aus eigener Erfahrung hinreichend weiß . Dem jetzt
besteheirden Gehaltstarif kann man trotz mancher Schat¬
tenseiten die große Lichtseite nicht absprechen , daß er das
freie Ermessen über die Gewährung des Gehaltes , sowohl
was die Höhe der Mindest- und Maximalbezüge , als der
Zulagen , als die Zeit für Gewährung der Zulagen be¬
trifft , tunlichst ausschließt, und damit dasjenige nus¬
schließt , was ' man , freilich vielfach mit dem in weiten
Kreisen vorhandenen Gefühl des Neides , als Willkürlich ,
keit bezeichnet . Das ist ein großer Erfolg unseres Ge-
haltstarifes gewesen . Aber er hat auch eine andere,
weniger günstige Wirkung , nämlich die , daß man die
Individualitäten bei der Gehaltszumessung nicht
mehr ausreichend berücksichtigt . Es gibt Jndividualitä -
ten, namentlich auf technischem und künstlerischem Ge¬
biet, die sich nicht in eine derartige Stufenleiter der Ge¬
halte einreihen lassen , denen man , wenn man sie halten
will, viel mehr geben muß , als nach unserem Gehalts¬
tarif für eine Persönlichkeit in dieser Stelle vorgesehen ist .
Wir stehen ja nicht bloß im Mitbewerb unter den ein¬
zelnen Ressorts, wir stehen in Konkurrenz auch mit den
anderen Staaten , ferner mit der Privatindustrie , und
namentlich mit den Gemeinden , die ja schon lange er¬
kannt haben, wie wertvoll es ist , tüchtige Individuali¬
täten namentlich technischer Art , aber auch Juristen —
man sehe nur , wie die Oberbürgermeister bezahlt sind
(Heiterkeit) — zu gewinnen und zu halten . Und weil
wir kein anderes Mittel haben , solche Individualitäten
für uns heranzuziehen und zu halten , deswegen sind wir
genötigt, in einzelnen Fällen ganz besondere Nebenge¬
halte , wie z . B . , ein solches für den Direktor der hiesigen
Kunstgewerbeschule vorgeschlagen und auch von diesem
Hohen Hause zu meiner Freude bewilligt wurde , vorzu¬
sehen . Das ist eben das Unrichtige, daß man durch diese
Gehaltsordnung verlockt wird , alle Beamten sozusagen
als gleichmäßige Nummern , die das gleiche leisten und
als gleiche Werte gelten, zu behandeln ;s das ist nickt
der Fall in den einzelnen Abteilungen U , E , O bis 8)
sie müssen verschieden bezahlt und behandelt werden, nack
ihrer sozialen Stellung , nach ihrer Vorbildung , nach ihrer
Leistung ; das ist aber auch in den einzelnen Abteilungen
gerade so . Ist jeder einzelnen dieser Abteilungen des
Gehaltstarifs können nebeneinander sehr verschiedene
Individualitäten vorhanden sein , die eigentlich nach
dem Maße ihrer Leistung eine verschiedene Bezahlung er¬
halten sollten. Der Staat fährt nicht schlecht , wenn er
einem sehr tüchtigen Beamten , der eine leitende Stellung
mit reichen Kenntnissen und pflichtgetreu ausfüllt , recht
viel gibt, auch in Form von Nebengehältern . Denn wenn
er auch einem solchen Manne ein paar tausend Mark als
Nebengehalt zugelegt — was ein leitender Kopf, z . B . in
einer techn . Verwaltung , dem Staate ersparen und erwer¬
ben kann, wenn er an der richtigen Stelle seine technischen
Scharfsinn , seine administrative Geschicklichkeit, seine ganze
Arbeitskraft dem Staatsdienst widmet , das geht gegenüber
diesem kleinen Betrag von ein Paar tausend Mark gleich
in die Hunderttausende !

Nun bedauere ich auch recht sehr , daß eine Rede , du'

der Herr , der neben mir sitzt , in der Ersten Kam



nter , nicht als Direktor der Oberdirektion und unter
keiner Beziehung auf dasjenige , ivas die Zweite Kammer
tut, gehalten hat , zum Gegenstand einer herabsetzendenKritik gemacht worden ist ; herabsetzend ist ja Wohl ein zu
scharfer Ausdruck gegenüber demjenigen , was heute in die¬
sem Hause gesagt worden ist, aber nicht in bezug auf das ,was ich darüber in Zeitungen gelesen habe. Man sollteeiner in sich geschlossenen und aufrechten Persönlichkeitviel eher danken, wenn sie auch einmal den Mut hat , an
der geeigneten Stelle vor dem ganzen Lande etwas zu
sagen, was dem Strome der öffentlichen Meinung zu¬wider geht. Ich glaube auch , diejenigen Herren , die jetzt
so herabsetzende Artikel schreiben , sollten bedenken, daß es
sich hier um etwas handelt , wofür sie selber streiten , um
die Freiheit des Wortes , und man sollte nicht mit Schmä¬
hungen , sondern mit Widerlegungen antworten , wennetwas derartiges gesagt wird .

Nun der neue Gehaltstarif ! Es ist heutevon einem der Herren Redner bezweifelt worden , ob er
überhaupt kommen wird . Demgegenüber kann ich nur
versichern, daß die Regierung der Ansicht ist , es könne nachden obwaltenden Verhältnissen eine Neuordnung unseresGehaltstarifs mit einer wesentlichen Erhöhung der Be-
amtenvergütungen und -Gehalte nicht mehr länger ausge¬
schoben werden. Es wird eine derartige Vorlage dem
nächsten Landtag unterbreitet werden, und es wird , so¬bald der jetzige Landtag geschlossen ist, mit den Vorberei¬
tungen für eine derartige Vorlage begonnen werden . Obaber der neue Gehaltstarif seinerzeit vollzugsreiswerden, ob er so ausfallen kann , wie es den meiner An¬
sicht nach etwas übertriebenen Wünschen mancher Beam¬
tenkategorien entspricht , das kann man ja natürlich in
diesem Augenblick noch nicht Voraussagen ; das hängt na¬
mentlich davon ab, ob wir in dem Moment , wo es zurEntscheidung kommt, auch die Mittel dauernd besitzen, um
diese sehr beträchtliche , auch von uns so sehr gewünschteGehaltserhöhung den Beamten zu geben.Es ist dann endlich noch ein einzelner Falleines Nebengehaltes von dem Herrn Abg . Vogel-
7 den ich freilich jetzt nicht mehr an seinem Platze sehe(Heiterkeit) — heute zum Gegenstand einer sehr wenigwohlwollenden Kritik gemacht worden . Der Abg . Vogelhat sich, im Gegensatz zu demjenigen, was die meisten an¬dern Redner heute gesagt haben, darüber beklagt, daß einBeamter in Mannheim keinen Nebengehalt erhalten habe(Heiterkeit) . Nun , ich glaube, man sollte unterlassen , der¬artige Einzelfälle zum Gegenstand der Betrachtung indiesem Hohen Hause zu machen ; man sollte es umsomehrunterlassen, als sehr leicht der Verdacht entstehen könnte- - ich wälze ihn aber von diesem sonst sehr tüchtigen Be¬amten von vornherein ab — , es habe etwa dieser Beamte(rlber indirekt oder direkt etwas dazu beigetragen , eine

Besprechung darüber herbeizuführen , daß er diesen Neben-
Sehalt nicht erhalten hat — diesen Nebengehalt , auf den

übrigens, wie ich bemerken will, organisationsmäßigEinen Anspruch hat , und welchen jetzt ein sehr tüchtigerBeamter weiterbezieht, der vorher die Stelle bekleidet hat ,uud der auch jetzt noch im Pensionsstande zur Weiterver ->ahung dieser Nebendienste wohl in der Lage ist.Nun ist, was die technischen Straßenbeamten anbetrifst ,von dem Herrn Abg . Duffner auch die Frage erörtert wor-eri, inwieweit diese Beamten , wenn sie t e ch ni s ch e A r-uiten im Dien st e der Gemeinden zu besorgen
^ oen , zur Annahme eines für die Dienstleistung seitens. r Gemeinden angebotenen Entgelts ermächtigt werdenwillen. Die Gemeinden fühlen sich durch eine gewisse No-ksse da und dort veranlaßt , derartigen technischen Staats -
^ amten für die von ihnen geleistete Arbeit (also z . B . fürue Wasserversorgungsanlage oder einen Straßenbau )uch ein besonderes Entgelt zu geben. Die Oberdirektionut. und zwar mit Genehmigung des Ministeriums des
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Innern , nach reiflicher Erwägung und nicht ohne mehr¬faches Schwanken, zuletzt den Standpunkt eingenommen,daß man derartige Entgelte der Gemeinden an technischeStaatsbeamte möglichst, und zwar aus folgenden Grün¬den , vermeiden solle. Der technische Beamte besorgt jafür die Gemeinde dieses Geschäft nicht etwa außerhalb sei¬ner staatlichen Geschäfte in den Nebenstunden, sondern es
ist seine eigentliche staatliche Dienstaufgabe, für die Ge¬meinde eine derartige Arbeit auszuführen . Es bestehtalso an sich irgend ein Anspruch auf ein solches Entgeltder Gemeinde für ihn nicht . Es ist aber auch nicht un¬
bedenklich, daß ein solcher technischer Staatsbeamter sozu¬sagen durch Geschenkannahme von den Gemeinden abhän¬gig wird ; denn er ist vielfach gleichzeitig auch derjenigetechn. Staatsbeamte , der in technischer Beziehung die Ge¬meinde zu beaufsichtigen hat und deshalb auch gegenüberder Gemeinde eine selbständige Stellung einnehmen muß .Es kommt noch etwas anderes hinzu, denn wenn es ein¬mal einreißt, daß die Gemeinden solche Extrageschenke andie technischen Staatsbeamten geben , dann geben die ver¬
schiedenen Gemeinden verschieden, und es entsteht dannunter Umständen die , gewiß meist unbegründete , Vermu¬tung , daß diejenige Gemeinde, die ein solches Geschenk in
Aussicht stellt oder einmal gegeben hat , von dem Beam¬ten vielleicht mit einem gewissen Vorzug oder etwas besserbehandelt wird, und auch der Beamte selber kann dadurchin die Versuchung geraten, darauf hinzuwirken, daß ihmein derartiges Geschenk gegeben wird . Es sind also vom
dienstlichen Gesichtspunkte und vom Interesse der Ge¬meinde aus immerhin recht erhebliche Gründe vorhanden ,daß man es möglichst nicht aufkommen läßt , daß die tech¬nischen Staatsbeamten , die kraft ihrer staatlichen Dienst¬aufgaben Arbeiten für die Gemeinden besorgen, nunmehrauch noch von den Gemeinden dafür ein besonderes Ge¬
schenk erhalten.

Endlich hat der Abg . Venedey , auch im Zusammenhangmit dieser Besorgung von technischen Geschäften durchstaatliche Beamte, hervorgehoben, es bestehe hier eine I n-
kongruenz hinsichtlich der Ueberwäl -
zung der Reisekosten und Gebühren die¬
ser Beamten auf die Gemeinden; er meint, wenn ein Prak¬tikant die Arbeiten besorge , dann trage der Staat die
Kosten der Reise und die Tagesgebühr , wenn dagegen ein
Kulturmeister , ein Assistent, oder ein Anwärter etwa dieArbeiten für die Gemeinde vollziehe , dann würden die
Kosten aus die Gemeinde übergewälzt . In dieser Be¬ziehung ist nun der Herr Abg . Venedey nicht ganz richtigin Kenntnis gesetzt worden. Nach einer Anordnung , dieaus neuerer Zeit datiert , ist bestimmt, daß diejenigenKosten , die durch die Anteilnahme und die Reisen desleitenden Beamten, also des Jnspektionsvorstandesoder seines Stellvertreters entstehen , ganz auf die Staats¬
kasse übernommen werden ; daß dagegen die Kosten, die
durch die Praktikanten und durch sonstige Hilfsbeamte ,Assistenten u . dgl. entstehen , von der Gemeinde zu tragenseien . Nur in dem Falle also , wo der Praktikant Stell¬vertreter des Jnspektionsvorstandes ist , wo er diejenigenFunktionen besorgt , die sonst dem Jnspektionsvorstandezustehen , behält der Staat die Kosten . Als unbilliggegenüber den Gemeinden kann das keineswegs bezeichnetwerden ; denn die Gemeinden haben an sich bei uns imGroßherzogtum einen Vorteil, der ihnen , glaube ich , nurin »venig anderen Staaten gewährt wird , nämlich, daßder Staat unter unentgeltlicher Stellung der akademischgebildeten Beamten eine ganze Anzahl von Arbeiten be¬sorgen läßt , die speziell und lediglich den Interessen derGemeinden dienen , wie die Wasserversorgungen, die son¬stigen Kulturunternehmungen . Und da können die Ge¬meinden sich gewiß nicht beklagen , wenn sie wenigstens dieTagesgebühren der Unterbeamten und der Praktikantentragen müssen .



Nun sind dann noch heute Vormittag und Nachmittag
von einigen der Herren Redner einige SPeziaIange¬
leg e n h e i t e n vorgetragen worden . Vor allem hat de ?
Herr Abg . Kopf angeregt , es möge der Staat dafür sor¬
gen , daß die Fähre bei Harthei m— N ambs -
h e i nr in eine Schiffbrücke umgewandelt werde . Diese
Frage ist schon vor etwa zehn Jahren ans Grund von
Petitionen , die seitens der beteiligten Gemeinden an das
Ministerium gerichtet worden sind , von dem Ministerium
einer eingehenden Prüfung unterzogen worden . Das Mi¬
nisterium ist damals zu der Ansicht gelangt , daß ein ir¬
gendwie dringliches Bedürfnis nach einer derartigen
Schiffbrücke nicht vorlicge . Einmal besteht etwa 11 Kilo¬
meter unterhalb Hartheim , also in einer keineswegs sehr
großen Entfernung , bereits eine feste Brücke bei Breisach .
Sodann war bisher der Verkehr über die Fähre ein ver¬
hältnismäßig recht geringer ; es sind über die Fähre durch¬
schnittlich im Monat 70 Personen gegangen und 48 Wa¬
gen gefahren . Endlich sind überhaupt die wirtschaftlichen
Verhältnisse auf beiden Seiten so , daß ein reger Austausch
namentlich industrieller Produkte dort nicht erwartet wer¬
den kann . Es würde aber der Bau einer Schiffbrücke
immerhin einen sehr erheblichen Kostenaufwand , ohne die
Nebenanlagen ca . 160 000 M . , verursachen , und es würde
namentlich auch der Aufwand für die jährliche Instand¬
haltung und den Betrieb , wie das ja bei Schiffbrücken ,
zum Unterschied von stehenden Brücken , immer der Fall
ist , ein recht beträchtlicher sein und mindestens 16 000 M .
im Jahr betragen . Dann haben sich die elsaß -lothringi¬
schen Gemeinden (die ja auch in Betracht kommen ,
das es sich um eine Schiffbrücke handelt , die eine Verbin¬
dung zwischen Baden und Elsaß -Lothringen herzustellen
hätte ) , so viel ich weiß , für die Sache bisher noch nicht in¬
teressiert . Und endlich kommt in Betracht , daß es sich
hier um diejenige Rheinstrecke handelt , auf der sich vor¬
aussichtlich im Verlaufe des nächsten Jahrzehnts , oder im
Laufe der nächsten Jahrzehnte , bedeutende wirtschaftliche
Veränderungen vollziehen werden . Ich erinnere hier nur
daran , daß vielleicht während dieser Zeit auf der fragli¬
chen Rheinstrecke die jetzt projektierten Wasserkraftanlagen
ausgeführt werden , die den größten Teil des Nheinwas -
scrs in rechts - und linksseitige Kanäle ableiten . Dann
wird eine Schiffbrücke über den Rhein ja jedenfalls in die¬
ser Forni nicht mehr in Frage kommen . Es ist aber auch
möglich , daß die Großschissahrt von Straßburg aufwärts
auf dem Rhein einen gewissen Aufschwung nimmt . Man
weiß das noch nicht , aber möglich ist es , und für diesen
Fall wäre nach unseren Erfahrungen die Einfügung einer
weiteren Schiffbrücke in diesem Teil des Rheins ein gro¬
ßes Hindernis für die Entwicklung der Großjchiffahrt ; ich
besorge sogar , daß die anderen beteiligten Staaten gegen
die Einlegung einer weiteren derartigen Schiffbrücke Ein¬
spruch erheben würden . Ich glaube daher nicht , daß ich
demjenigen werde entsprechen können , was der Herr Abg .
Kopf und der Herr Abg . Blankenborn , der sich ja auch für
diese Sache interessiert , als wünschenswert bezeichnet ha¬
ben , daß nämlich schon in das nächste Budget eine Summe
für die Schiffbrücke bei Hardheim —Nambsheim eingestellt
werde .

lieber den Oberrheinkanal will ich mich hier
nicht weiter auslassen . Ich kann dem Herrn Abg . Blau -
kenhorn nur das Zeugnis geben , daß er das , was ich ge-
sagt habe , besser verstanden bat , als der Herr Abg . Kopf
( Heiterkeit ) , und ich kann dem Herrn Abg . Blankenborn
nur noch mitteilen , daß die landwirtschaftlichen
Untersuchungen über die Verwendung des Rhein¬
wassers zur Bewässerung der fraglichen Strecke inzwischen
weiter fortgeführt worden sind , und zwar von verschiede¬
nen Gesichtspunkten aus . Es hat einerseits die landwirt¬
schaftliche Versuchsanstalt ein ausführliches Gutachten über
die Beschaffenheit des Rheinwassers und seine Dereigen -

schaftung zur Bewässerung von derartigem Gelände er¬
stattet ; es sind aber auch noch von anderer Seite , nament¬
lich von der Domänendirektion , dann von der Oberdirek¬
tion Gutachten über diese Frage erstattet worden , und wir
sind , da sich insbesondere die landwirtschaftliche Versuchs¬
anstalt dahin ausgesprochen hat , es komme dem Rhein¬
wasser keine eigentlich düngende , sondern lediglich eine be¬
feuchtende Wirkung zu , im Verlauf der Gutachten darauf
gekommen , ob man nicht eine Kombination ins Auge zu
fassen hätte zwischen einem Kanal aus dem Rhein und der
Einleitung von Wasser aus den Seitenflüssen und Seiten¬
bächen. Alle diese Untersuchungen haben aber bisher nicht
zu der Auffassung führen können , daß die Anlage eine
rentable sei und daß sie einen großen Erfolg verspreche.
Wir werden aber die Sache weiter verfolgen , wir werden
auch, wenn es das Hohe Haus wünscht , sobald die noch
nicht vollständig abgeschlossenen landwirtschaftlichen Gut¬
achten endlich zum Abschluß gelangt sind , dieselben mit
einer Denkschrift diesem Hohen Hause vorlegen . Es wird
aber zweckmäßig sein , noch zuzuwarten , wie sich die damit
in Zusammenhang stehende Frage der Errichtung einer
Anzahl größerer Wasserwerke von Basel abwärts bis nach
Breisach entwickeln Wird .

Was die Frage , die der Herr Abg . Brodmann angeregt
hat , anbetrisst , nämlich dieBeiträge , welche eine An¬
zahl von Gemeinden indenBezirkenStockachund
Meßkirch für die Wiederherstellung der in den letzten
Jahren durch Hochwasser schwer beschädigten Land¬
straßen zu bezahlen haben , so kann ich ihm in dieser Be¬
ziehung nichts anderes zusagen , als eine wohlwollende Er¬
wägung . Dieses Wohlwollen hat die Regierung gegen¬
über den beteiligten Gemeinden schon dadurch in hohem
Maße dargetan , daß sie statt , wie es das Gesetz vorsieht ,
30 Proz . nur 10 Proz . des Aufwands als Beitrag von den
beteiligten Gemeinden verlangt hat . Damit ist auf die¬

jenige Summe heruntergegangen worden , die auch früher,
namentlich bei dem Hochwasser von 1896 , von den betei¬
ligten Gemeinden für die Wiederherstellung der durch
Hochwasser beschädigten Landstraßen in Anspruch genom¬
men worden ist . Es hätte nicht unbedenkliche Konsequen¬
zen , wenn man in einem solchen Falle die Gemeinden , die

doch auch an den Straßen , die ihrem lokalen Verkehre , oft

geradezu der Feldbestellung dienen , ein großes Interesse
haben , vollständig vom Beitrag befreite . Aber , wie gesagt,
wenn einzelne Gemeinden sehr wenig leistungsfähig smd
oder ihr Interesse ein sehr geringes ist, dann wird mail
auch noch unter die 10 Proz . herabgehen können .

Und endlich hat der Herr Abg . Horst die Frage dst
Beaufsichtigung der Steinbrüche durch B -

Oberdirektion des Wasser - und Straßenbaues zum Eegem
stand einer Erörterung gemacht , die meiner Ansicht nach

den Verhältnissen vollständig gerecht wird . Auch i <b ^

der Ansicht, daß auch die kleineren Steinbrüche , auf die die

Verordnung des Bundesrats keine Anwendung sindel
weil sie eben keine Großbetriebe mehr sind , da sie weniger
als fünf Arbeiter beschäftigen , einer Ueberwachung , we>m

auch nicht auf Grund der Bundesratsverordnung , so ^
auf Grund der landesherrlichen Vorschriften unterworfen
werden sollen . Auch stimme ich mit dem Herrn Abch Hers
vollständig überein , daß es einer strengen Aufsicht über di

Zustände der größeren Steinbrüche bedarf , und daß duw

häufige Revisionen allmählich darauf hingewirkt werb

muß , den Widerstand mancher Unternehmer gegen die w -

richtung nützlicher und der Gesundheit entsprechender EM

richtungen zu überwinden .

Abg . vr . Heimburger (Dem.) : In Anbetracht der

Geschäftslage des Hauses und in Anbetracht des "Um¬

standes, daß von unserer Fraktion schon die HEe Ss
sprochen hat , will ich nicht auf die allgemeinen FrE
eingehen, die von meinen Fraktionsgenossen schon bespr



chen worden sind, sondern nur ganz kurz eine lokale Be¬
schwerde zum Ausdruck bringen .

Es handelt sich um die Straße , die von Lahr nachder Gemeinde Sulz führt . Diese Straße wird sehrviel benützt , es findet insbesondere ein reger Verkehr vonArbeitern darauf statt , die von Sulz aus die Fabrikenin Lahr besuchen. Diese Straße ist in einem außer¬ordentlich beklagenswerten Zustand . Ich weiß nicht , ob
sie dem Herrn Geh . Rat Honsell bekannt ist , aber wenner sie einmal inspizieren sollte , wird er Wohl zu der
Ueberzeugung kommen , daß ich nicht übertreibe , wenn
ich sage : sie ist in einem Zustande/der nicht mehrlange ertragen werden kann . Es wäre nun natürlichdringend wünschenswert , daß sie hergestellt würde , es
geschieht aber tatsächlich nichts , obgleich von derGemeinde Sulz aus ständig Beschwerden erhoben werden .Wo eigentlich die Sache hebt , wo das Hindernis liegt ,kann ich nicht sagen . Die Sulzer behaupten , die Lahrerseien Schuld , die Lahrer sagen , die Militärverwaltungsei Schuld . Bei der Militärverwaltung habe ich michnicht erkundigen können , ob es so ist . Aber irgendwomuß ein Hindernis sein , und ich möchte die Großh . Negie¬rung dringend bitten , die Angelegenheit ins Auge zufassen und , so viel an ihr liegt , in Fluß zu bringenund dem dringenden Mißstand , unter dem Hunderte vonArbeitern täglich zu leiden haben , abzuhetfen .

Abg . Bechtold ( Soz . ) : Durch die Geschäftslagesuhle ich mich veranlaßt , nicht mehr alle Angelegenheitenzu streifen , die ich mir zn berühren vorgenommen hatte .Ich will lediglich zunächst einen kleinen Mißstand hiervortragen . Die Landstraße Rheinau — Schwetzin -
gcn soll nämlich in einem so schlechten Zustand sein ,daß die Landwirte und Fuhrwerksbesitzer tagtäglichdarüber Klage führen . Ich weiß nicht , auf was das
zurückzuführen ist , ob die Straße mit zu viel oder zuwenig Schotter überfahren wird , jedenfalls möchte ichder Großh Regierung empfehlen , dort Nachschau zuhalten und die Mißstände , die dort hervortreten , zu be¬
seitigen .

Nun hätte ich noch einen lokalen Wunsch , nämlich den
Wunsch nach einer feststehenden fahrbaren Brückeüber den Neckar auf der Strecke zwischenMannheim und Heidelberg . Die beiden
Plätze sind 25 km von einander entfernt undjene Gegend ist sehr bevölkert . Das ganze Jahr hin¬durch findet ein reger Verkehr von Geschäftsleuten dortstatt, und es kommen für die Führe , die jetzt dort be¬
sieht, aus den einzelnen Ortschaften Hunderte von Per¬sonen in Betracht ; überdies ist es bei Hochwasser und
Eisgang sehr gefährlich , diese Fähre zu Passieren . DieseFahre ist sehr besucht ; es sind z . B . in Ilvesheim amt8 - März d . I . 830 Personell gezählt worden , die dieFähre passiert haben , außerdem 42 Fahrzeuge nebstverschiedenen Viehtransporten .

Wenn die Leute die Fähre nicht benutzen können , sowüsten sie einen Umweg von 3 , 4 oder 5 Stunden'»achen ; das bedeutet sowohl für die Fuhrwerksbesitzerals auch für die Geschäftsleute usw . einen erheblichenZeitverlust . Ich will nur hervorheben , daß aus diesem
^ rie Ilvesheim 300 Arbeiter auswärts beschäftigt sind,
sNe nun jeden Tag gezwungen sind , diese Fähre zwischenIlvesheim und Seckenheim zu benutzen , und die imWinter wie im Sommer , morgens und abends und auch»achis häufig diese Fähre benutzen müssen . Da kannN'an sich denken, daß bei Hochwasser die größten Uu -
Uucksfälle Vorkommen können , zumal der Nachen oft sehrüark mit Fahrgästen besetzt ist . Es gibt ja allerdings^ estmimungen in bezug auf die Anzahl der mitzufahren -

Personen ; aber man kann sich lebhaft vorstellen ,

daß die Arbeiter , die vielleicht in Seckenheim zur Arbeit
müssen , den Fährmann drängen , um schnell übergesetztzu werden , damit sie rechtzeitig im Geschäft sein können ,und man kann sich denken, daß da mitunter Ueberschrei -
tungen Vorkommen . Andererseits wird die ganze Ein¬
wohnerschaft von Ilvesheim benachteiligt , und zwar da¬
durch, daß sie eine Separatgemarkung auf dem linken
Neckarufer besitzt , und daß das Gelände zum größtenTeil Almend ist. Also infolgedessen ist die Arbeiter¬
schaft an dieser Angelegenheit interessirt , auch der
kleinste Mann , da die Leute auf diese Weise nichtimstande sind , diese Felder so auszunützen , als es
geschehen könnte, wenn das Hindernis nicht in dem Maßevorhanden wäre . Nun kommen hier 16 000 Seelen mBetracht , und für den Fall eines Hochwassers oder des
Eisganges sind alle diese Leute mehr oder weniger nichtin der Lage , übersetzen zu können , und sie sind ge¬zwungen , nach Heidelberg oder Mannheim zu fahren .Das bedeutet aber für diese Leute immer einen Zeit¬verlust von einem halben Tag , denn sie haben eine Ent¬
fernung von 20 oder 25 km zurückzulegen , und daskommt namentlich für die Ortschaften in Betracht , beidenen Brauereien und Müllereien in Frage kommen ,die so ganz abgeschlossen sind und dadurch ganz erheblichin ihrem Betriebe geschädigt werden ; wahrscheinlich wirdnächster Zeit , vielleicht noch in diesem Landtag , auch eine dies¬
bezüglichePetition vorgelegt werden . Die gespannte Finanz¬lage darf doch in dieser Beziehung eine so große Rolle nichtspielen , denn ich glaube doch , daß auch die Großh . Regierungeine Interesse daran hätte , einer Gegend , die so reichbevölkert ist, und wo so eminente Interessen in Fragekommen , Entgegenkommen zu zeigen . Eine ganze Reihevon Orten würden gerne bereit , sein, einen Zuschuß zuleisten , wenn die Regierung gewillt wäre , in der nächstenZeit an die Aufgabe heranzutreten , in Seckenheim eine

fahrbare Brücke zu erstellen . Es ist dort das Gelände
derartig , daß eine solche Brücke mit verhältnismäßiggeringen Kosten erstellt werden kann ; das Gelände linkswie rechts eignet sich sehr gut zum Anbau , auch die
Spannweite ist nicht groß ; durch diese Brücke wäre mauin der Lage, den ganzen Odenwald mit der Rheinauund Mannheim zu verbinden . Es käme hier eine
ganze Reihe von Ortschaften in Betracht , diedann mit dem ganzen Bezirk Schwetzingen in
Verbindung stehen würden , und umgekehrt würdeder ganze Kreis Schwetzingen wieder in Ver¬
bindung stehen mit alle den Ortschaften , die aufdem rechten Neckarufer in Betracht kommen . Da solltedie Großh . Regierung doch erwägen , ob sie hier nicht in
absehbarer Zeit diesen Wünschen gerecht werden kann ,und ich möchte an die Großh . Regierung die Anfragerichten , ob sie nicht schon heute in der Lage wäre , sichdarüber zu äußern .

Oberbaudirektor Geh . Rat Honsell : Ich habe nochauf einiges zurückzukommen , was ich bei meiner Aeuße -
rung heute Vormittag übersehen habe , was aber auch in¬
zwischen weiter zur Sprache gekommen ist . Es betrifftdas zunächst die Wiesenbauschule . Es war in derTat nicht zu erwarten , daß die Wiesenbauschule Gegen¬stand von Angriffen in diesem Hause sein werde . Solangeich die Ehre habe , in diesem Hohen Hause zu erscheinen ,und auch heute wieder machte ich die Wahrnehmung , daßdie Beamten , die aus dieser Wiesenbauschule , und die nuraus dieser Schule , abgesehen von der Volksschule , hervor¬gehen , allgemein als tüchtige und als leistungsfähigeMänner anerkannt sind . Das sind die Kulturmeister .Sie sind von den Beamten der Wasser - und Straßen¬bauverwaltung in dieser Klasse wohl diejenigen , die diemeisten Sympathieen im Lande genießen ; ich ver¬stehe deshalb nicht recht , wie die Wicsenbauschule
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nun auf einmal als etwas überflüssiges und rück¬

ständiges , und als etwas zu kostspieliges bezeichnet wird .
Dieses Urteil kam zunächst zum Ausdruck in der Petition
der Beamten und das ist meiner Ansicht nach eine nicht
erfreuliche Erscheinung ; denn dieselben Kulturmeister
haben noch vor wenigen Jahren einen Anlaß beinahe

herbeigezogen , um dem Leiter dieser Schule , dem Manne ,
der sie in der jetzigen Verfassung beinahe von Anfang
an leitete , ihren besonderen Dank und ihre Anhänglichkeit
zu bekunden und jetzt nach wenigen Jahren sprechen sie
sich über diese Einrichtung aus , die alles eher erkennen

läßt als ein Gefühl der Dankbarkeit . Der Herr Abge¬
ordnete Zehnter hat diese Wiesenbauschule gestern zuerst

zur Sprache gebracht , aber ich glaube , von einem anderen

Gesichtspunkte aus , als eine Art Konkurrenzschule .
Es scheint , daß die Werkmeister , die aus der Baugewerk -

schule hervorgehen , gern in diese Klasse der Kulturmeister
hineinkommen würden . Wir haben bei der Baugewerk¬
schule die Erscheinung , daß die dort ausgebildeten mittleren

Techniker , wie sie sich bezeichnen , überwiegend in den

staatlichen Dienst streben , obwohl man bei Gründung
der Baugewerkschule vornehmlich im Auge hatte , sür das

Baugewerbe handwerkstüchtige Leute auszubilden . Bei
der Eisenbahnverwaltung hat man aber gute Verwendung
für die Werkmeister ; zur Zeit aber ist sie , soviel ich weiß ,
derzeit gesättigt mit Werkmeistern , und nun möchten diese
bei der Wasser - und Straßenbauverwaltung Unterkommen
und da haben sie kein freundliches Auge auf die Wiesen¬
bauschule geworfen , wie ich namentlich aus Aeußerungen
auch in der Presse schließe . Die Wiesenbauschule ist aller¬

dings eine Anstalt ganz eigener Art , wie wir sie
sonst nicht im Lande haben . Ihre Geschichte reicht zurück
bis in die 50er Jahre ; schon damals hat man das Be¬

dürfnis gefühlt , junge Leute für das Kulturfach , insbe¬

sondere die Wiesenbaukunde , auszubilden ; und als dann
das Landeskulturwesen beim Handelsministerium organisiert
wurde , hat man zwei Wiesenbauschulen bei Kultur¬

ingenieuren errichtet . Die eine — in Konstanz — ging
wieder ein , die andere — in Offenburg — hat sich vor¬

züglich entwickelt unter der Leitung eines Mannes , der

ganz besonderes pädagogisches Talent hat . Als er nach
Karlsruhe versetzt wurde , hat die Schule ihn begleitet ,
und als er zum Mitglied der Oberdirektion befördert
wurde , ist die Schule der Oberdirektion angegliedert wor¬
den . Lehrplan und Lehrsystem sind aber immer im

wesentlichen gleich geblieben . Nun hat man damals , als
die Baugewerkschule errichtet wurde , sofort ins Auge ge¬
faßt , die Baugewerkschule auch für die Wiesenbauschule
nutzbar zu machen , und hat die zwei untersten Kurse an
die Baugewerkschule gegeben . Die Wiesenbauschule war

nunmehr nur noch die eigentliche Fachschule . Allein die

damit gemachten Erfahrungen waren nicht ganz befrie¬

digend , wenigstens im Vergleich zu den Erfolgen vorher ,
und das liegt in der Art des Unterrichtsbetriebes bei der

Wiesenbauschule . Hier ist die Zahl der Schüler sehr
klein . Es werden — das ist ein weiterer Vorzug der

Einrichtung — nur so viel Kulturmeister ausgebildet , als

man braucht . Man hat also nie die üblen Erscheinungen ,
die sich einstellen , wenn mehr Leute für den staatlichen
Dienst ausgebildet werden , als der Staat dafür Bedarf

hat . Man sucht etwa 10 — 12 junge Leute aus dem

ganzen Lande heraus (intelligente , gesunde Burschen ) und

unterrichtet sie dann im Winter in der Schule in der

Stadt und im Sommer draußen auf den Baustellen .

Während der Unterrichtszeit stehen sie im Winter unter

ständiger Aufsicht der Lehrer , sie machen also ihre Auf -

gaben ^ ihre Uebungen usw . größtenteils unter Aussicht .
Ter ganze Lehrstoff ist auch ziemlich eng begrenzt und es

läßt sich denken , daß man da mit dem Unterrichtsergebnis

recht weit kommt . Die Leute sind in der Tat dann gut

ausgebildet ; sie können und wissen , was sie brauchen .
Als man damals den Versuch mit der Baugewerkschule
machte , hat sich gleich das Bedürfnis von Wiederholungs¬
kursen eingestellt . So hat man nach einigen Jahren den

Besuch der Baugewerkschule auf einen Kurs beschränkt
und schließlich auch diesen wieder fallen lassen . Seither
übernimmt die Wiesenbauschule Leute wieder von der

Volksschule und bildet sie in 5 Kursen aus , je ein halbes

Jahr im Winter und drei Halbjahre draußen zur prak¬
tischen Ausbildung . Diese Schüler werden bezahlt ; sie

sind meistens aus minderbemittelten Kreisen , sie bekommen
eine kleine Bezahlung , 1 . 60 Mk . im Anfang und steigen
dann ein wenig . Trotzdem aber kostet der ganze Schul¬
betrieb nur wenig mehr als 6000 Mk . jährlich , wovon

ungefähr die Hälfte auf die Schülerbezahlung und die

andere Hälfte auf die Lehrer und den sachlichen Aufwand

entfällt . Ob das bei der Baugewerkschule wesentlich

billiger gemacht werden könnte , das möchte ich bezweifeln .
Bei der Wiesenbauschule sind die Lehrer alle nur im

Nebenamt tätig ; wenn man an der Baugewerkschule nur
einen einzigen Lehrer mehr anstellen müßte , werden

diese 3000 Mk . fast schon erreicht . Die Bezahlung der

Schüler aber ist eine Frage für sich . Weist man die

Schüler an die Baugewerkschule , so gibt man ein System
mit allem , was es Wohltätiges gehabt hat , auf . Wenn

einmal der verdiente Leiter dieser Schule den Stab

niederlegen muß , dann mag es ja wohl so kommen .
Aber ich halte es für bedauerlich , wenn es geschehen muß .

Der Herr Abgeordnete Zehnter hat auch etwas über

eine unerwünschte Einwirkung der Wasser - und

Straßenbaubehörden auf die Straßenpolizei
im Amtsbezirk Rastatt erwähnt und als die Ursache einer

weiteren straßenpolizeilichen Vorschrift inbezug auf die

Schwicker die Behandlung der Straßen bezeichnet . Die

Sache liegt doch anders . Zunächst tut man oft der

Wasser - und Straßenbaubehörde etwas zu viel Ehre an,

sie hat keine polizeilichen Befugnisse ; sie hat nichts an¬

zuordnen ; sie gibt nur ihre Gutachten ab . In den

letzten Jahren haben die Erörterungen dazu geführt

daß es oft mißlich ist , wenn die Vorschriften über den

Langholztransport in den verschiedenen Amtsbezirken von¬

einander abweichen , daß beispielsweise der Begriff

Langholz in einem Amtsbezirk mit 16 , in einem andern

mit 18 , in einem dritten mit 12 oder gar 9 Met »

begrenzt ist . Das Ministerium des Innern hat deshalb

die Anordnung an die Bezirksämter gegeben , sie möchten

sich wechselseitig benehmen , sodaß im größeren Umkreis,

wo die Verhältnisse annähernd gleich sind , die wichtigstes

Bestimmungen solcher bezirkspolizeilichen Vorschriften mit¬

einander in Einklang stehen . Durch diese Anordnung

veranlaßt , hat das Bezirksamt Rastatt sich mit der Frage

beschäftigt , und da waren , allerdings wie der Herr Ab¬

geordnete Zehnter gesagt hat , wie dies aber auch ga^

begreiflich ist , die Forstbeamten alle gegen Erlaß ein»

solchen bezirkspolizeilichen Vorschrift . Der Waldbesitzer

ist immer gegen solche einschränkende Maßregeln .

Die Forstwirtschaft spielt aber in dem oberen Murg - !

tal eine so große Rolle , daß es begreiflich ist , daß au«

die Gemeinden dagegen waren ; denn in diesen wohne

die vielen Fuhrleute , die auch nicht Freunde von poW '

liehen Maßregeln sind . Es ist zutreffend erwähnt , dag

die Wasser - und Siraßenbaudirektion hauptsächlich v

Bedürfnis nach einer solchen Anordnung betont hat , un

zwar namentlich deshalb , weil die Wagen dort eigentüm¬

lich geladen werden , nämlich so , daß der schwere
.
Di

hauptsächlich auf einer Achse ruht , und die Straße . I

durch stark mitgenommen wird . Wenn aber die Straß

in schlechtem Zustand ist , leidet die Allgemeinheit darun - >

Es ist also sehr zweckmäßig , wenn die Fuhrleute v z >



angehalten werden , es anders zu machen und das kann
man auch nach den Vorschriften der Straßenpolizeiordnung
nur in der Weise machen , daß man dort diese
Einrichtung zum Schwicken , die unter allen Umständen
gut ist und beinahe überall , namentlich in allen
Bezirksämtern in gebirgigen Gegenden , vorgeschrieben
ist, verlangt . Die Sache ist aber noch im Lauf und
es wird sich zeigen , wozu man schließlich gelangt . Ich
muß zugeben , daß die Murgthalstraße , abgesehen
von dieser ungünstigen Belastung der Fuhrwerke , diese
Schwickvorrichtungen zu keinem Bedürfnis machen würde ;
aber die meisten Fuhrwerke fahren eben nicht allein auf
der Murgthalstraße , sondern auf mehr oder weniger un¬
günstig angelegten Gemeinde - und Seitenwegen .

Dann hat der Herr Abg . Wittemann eine eigentüm¬
liche Anfrage an die Regierung gerichtet wegen 6 I n -
genieurpraktikanten , die , wie sie meinen , in
der jüngsten Zeit eine Gehaltserhöhung hätten
bekommen müssen . Die Akten von den Herren liegen
schon feit etwa 14 Tagen auf meinem Tische . Es wird
wohl an der Zeit sein , daß nach der Uebung die Gehalts¬
zulage zu bewilligen ist . Die Oberdirektion wartet aber
noch auf die Antwort der Generaldirektion , wie weit diese
bis jetzt mit den Zulagen an die dort beschäftigten Jn -
genieurpraktikanten gegangen ist . Ich möchte mir aber
doch gestatten , darauf aufmerksam zu machen , daß
eine solche Anfrage in der öffentlichen Sitzung dieses
Hohen Hauses doch etwas bedenklich ist (Heiter¬
keit) ; es könnte ja sein (ich weiß es nicht , denn ich
habe die Akten noch nicht genau durchgegangen ) , daß es
bei dem einen oder dem andern dieser Praktikanten einen
Anstand mit seinem Verhalten usw . hätte und dann
müßte ich das doch wohl hier auch sagen , oder ich müßte
sagen , es ist ein solcher unter den Praktikanten , die sich
gewissermaßen durch den Mund eines Abgeordneten be¬
klagen , dem seine Zulage vorenthalten worden ist . Das
wäre doch recht peinlich,

'
auch wenn man den Namen

nicht nennt .
Dann hat der Herr Abg . Wittemann snoch geglaubt ,

daß die Militäranwärter bezüglich der etatmäßigen
Anstellung gegenüber den Zivilanwärtern bevorzugt
werden . Allerdings das müssen wir tun , und weil all¬
mählich diese Bevorzugung sehr scharf hervorgetreten ist ,
haben wir voriges Jahr keine Zivilanwärter geprüft .
Aber das wird immer so bleiben , daß der Zivilanwärter ,
der, beiläufig bemerkt , meist etwa zehn Jahre jünger ist
als der andere und vorderhand dem Vaterland noch nichts
geleistet hat , viel länger warten muß . Die Zahl der An¬
wärter ist größer als der jährliche Abgang an Straßen¬
meistern , und das muß auch so sein ; denn viele Anwärter
gehen auch an die Städte ab und wenden sich wieder
anderen Berufen zu . Die Zivilanwärter müssen 5 bis 6
Jahre , oft noch länger warten , bis sie Straßenmeister
werden können ; der Militäranwärter , der gewöhnlich 30
bis 35 Jahre alt ist und oft schon starke Familie hat ,
gelangt meist in 2 oder 3 Jahren zur etatmäßigen An¬
stellung ; so ist die Sache und zwar in wohlbegründeter
Weise geordnet und daran ist nichts zu ändern .

Der Herr Abg . Duffner hat einige lokale Wünsche vor -
gebracht . Es betrifft dies die Ueberdeckung eines
Kanals in Furtwangen . Er hat geglaubt , daß hier
der Staat an den Kosten teilnehmen solle. Dem steht
eme strikte Bestimmung im Straßengesetz entgegen ; es
handelt sich hier um eine der Maßregeln innerhalb des
Drtsetters im Interesse der Reinlichkeit und Gesundheit ,und hier ist die Gemeinde eben verpflichtet , den Kosten¬
aufwand zu tragen .

Wegen einer Straßenkorrektion in Furtwangenan dem sogenannten Schlosserstich find noch Erörterungenm Gange .
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Was den Zustand der Straße Neustadt - Waldau
anlaugt , einer Straße mit sehr geringem Verkehr , so
wundert es mich in der Tat , daß hierüber geklagt wird .
Denn gerade hier hat man es mit einem Bezirk zu tun ,
in dem sonst anerkanntermaßen die Straßen sehr gut
unterhalten und sehr gut gepflegt werden . Diese Klage
kommt vielleicht von frischer Einschotterung und dergleichen .
Jedenfalls aber kann man dort mit dem Decksystem nicht
Vorgehen , da bekämen wir Perioden für die Wiedererneuerung
der Decken von 10 bis 15 Jahren und das taugt nichts .

Dann ist auch davon gesprochen worden , es wäre doch
hübsch , wenn die Gemeinden die Dampf st raßen -
walzen von der Straßenbauverwaltung leihen könnten .
Ja wir leihen sie auch (Heiterkeit ) . Nun kann ich ja
wohl verstehen : es wäre für eine Gemeinde recht erwünscht ,
wenn sie nach Anlegung eine Ortsstraße oder nach frischer
Ueberschotterung einer solchen die in der Nähe auf der Land¬
straße beschäftigte Walze ein paar Tage haben könnte . Wir
stellen sie auch zur Verfügung , wenn wir nicht zu sehr
mit der Zeit gedrängt sind . Die Wünsche der Gemein¬
den ließen sich aber nur dann regelmäßig berücksichtigen ,
wenn sie etwa im Herbste schon sich anmelden ; dann
müßten sie aber den Tag bezeichnen , an dem sie bereit
sind , damit die Walze dann ihre Strecke befahren kann ;
und das wird eben bei den meisten Gemeinden nicht mög¬
lich sein . Man muß es also mehr dem Zufall überlassen ,
ob der Unternehmer zwischenherein die Zeit findet und
ihm gestattet werden kann , den Gemeinden zu helfen . Das
ist , wie gesagt , in manchen Fällen auch schon ermöglicht
worden .

Der Herr Abg . Reiff hat nun obschon er an¬
fänglich darauf Bezug nahm , daß die Fuhrleute sich im
allgemeinen mit der Störung des Verkehrs durch
die Walzarbeit zufrieden gegeben haben , doch eine
bittere Klage hierüber vorgebracht ; ich weiß ja nicht ,
ob in dem angeführten einzelnen Falle rücksichtslos gegen
den Verkehr verfahren worden ist ; Störungen des Straßen¬
verkehrs aber sind beim Walzgeschäft nicht zu vermeiden .
Auf nicht sehr breiten Straßen muß eben der Verkehr
gesperrt und auf Seitenwege gewiesen werden , oder man
muß morgens und abends , auch über Mittag die Straße
kurze Zeit freigeben . Ich möchte hier mündlich wieder¬
holen , daß wir in dieser Beziehung sehr wenig Schwierig¬
keiten haben . Selbst in den Talstraßen im Schwarz¬
walde läßt sich die Sache im Benehmen mit den am
meisten beteiligten Bevölkerungskreisen befriedigend ein¬
richten .

Was die Steigen an der Pfinztalstraße anlangt , so
hat man schon öfter Verbesserungen ins Auge gefaßt ,
aber die nächstbeteiligten Gemeinden haben keine Neigung
dazu und haben sich die ganze Zeit garnicht gerührt .

Ich komme nunmehr auf ein Anliegen , das der Herr
Abgeordnete Venedey vorgebracht hat , eine Sache , die mir
selbst sehr am Herzen liegt . Es ist das die Auffüllung
im Konstanzer Rheingut , eine Angelegenheit , die
in der Tat einen höchst unangenehmen Verlauf genommen
hat . Es ist da , wie der Herr Abg . Venedey schon er¬
wähnt hat , auf dem linken Ufer von Konstanz abwärts
den Rhein entlang in der Richtung gegen den Untersee
ein tief gelegenes Ried , und das beabsichtigt die Stadt
auszufüllen und zum Zweck der späteren Bebauung herzu¬
richten . Sie hat schon einen großen Teil aufgefüllt , und
nun haben sich Schwierigkeiten ergeben . Nachdem die
Auffüllung ein gewisses Maß erreicht hatte , ist es nicht
möglich gewesen , einfach ruhig zuzusehen , weil diese Fläche
im Sommer überströmt wird und so einen Teil des
Flußprofils des Rheins und damit des Bodenseeabflusses
bildet . In diesem Gebiet sind die hydraulischen Ver¬
hältnisse äußerst schwieriger und diffiziler Art .
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Eine kleine Aenderung an dieser Stelle , die bei einem
Fluß unter sonstigen Verhältnissen kaum nennenswert zur
Wirkung käme, kann hier und muß hier einen namhaften
Einfluß auf den Bodenseewasserstand äußern . Ich glaube ,
es ist leicht zu verstehen : Wenn in einer Sekunde nur
eine kleine Menge Wasser weniger oder mehr abfließt , so
summiert sich das in der Zeit des ganzen Ansteigens oder
Sinkens des Bodensees , d . i . während mehrerer Mo¬
nate — und so kann also eine solche kleine Aende¬
rung des Ausflusses auf das Verhalten des Boden -
seewasserspiegels einen erheblichen Einfluß ausüben und
zwar im Sinne sowohl der Höheransteigung des Hoch¬
wassers , als auch im Winter im Sinne des weiteren
Herabgehens des Kleinwassers . Beides ist für die
Bodensecanwohner mißlich , das letztere fast noch mehr als
das elftere , denn die Hochwasser sind seltener als die
Kleinwasserstände , die , wenn sie unter ein gewisses Maß
herabgehen , den Seeanwohnern allerlei Belästigungen
bringen . Die Mißstände bei hohem Seestand brauche
ich ja wohl nicht zu schildern , sie sind bekannt .
Bis vor kurzem war es gerade der Stadtrat von Kon¬
stanz , der entschieden darauf gedrängt hat , daß die nun
schon seit beinahe 30 Jahren in Erwägung stehende
Regulierung des Hochwasserstandes des Bodensees einmal
ausgeführt werden möge.

Nun hat man der Stadt Konstanz gesagt — nicht die
Oberdirektion , auch nicht die Wasser - und Straßenbau¬
inspektion sondern die Verwaltungsbehörde — , das geht
mit der Auffüllung so nicht länger ; der Stadtrat muß
die wasserpolizeiliche Genehmigung nachsuchen, es muß
ein geordnetes Verfahren stattfinden . Das hat man
aber nicht, wie der Herr Abg . Venedey gemeint hat , mit
Rücksicht auf die andere » Bodenseeuferstaaten getan ,
sondern zu allernächst mit Rücksicht auf Baden . Wir
haben beinahe den größten Teil der Bodenseeufer , somit
ein großes Interesse , Baden und Konstanz voran , daß
der Seeabfluß nicht nachteilig geändert wird ; also nicht
nur der Respekt vor den anderen Bodenseeuferstaaten
hat die technische Behörde veranlaßt , auf diese Sache
aufmerksam zu machen , sondern das eigene badische
Landesinteresse und namentlich auch das Interesse von
Konstanz . Der Stadt wurde allerdings gesagt , es müßte
nach dem Vertrag über die Schiffahrt auf dem Boden¬
see und Rhein die beiden Kantone Thurgau und Schaff¬
hausen in Kenntnis von dem Vorhaben gesetzt werden , damit
sie Gelegenheit erhalten , etwaige Beschwerden zu erheben .
Es kam dann ein Projekt von der Stadt Konstanz , und
dieses Projekt war nach keiner Richtung auch nur revi¬
sionsfähig , es war der Sache durchaus nicht entsprechend ,
und da mußte ich mir sagen , es wäre ungeheuer schwer
für den Stadtrat in Konstanz , hier ein brauchbares
Projekt zu schaffen ; denn es handelt sich hier um sehr
schwierige hydrauliche Berechnungen , und ' da habe ich
getan , was ich noch niemals in ähnlichem Falle getan
habe , von dem Ministerium für die Oberdirektion die
Genehmigung erwirkt , hier ausnahmsweise diese Sache
für die Stadt zu bearbeiten , und das ist geschehen. Der
Stadtrat war damit einverstanden . Es wurde nun ein
Projekt zunächst in den Grundlinien bearbeitet , man hat
es der Stadt gezeigt , sie hat es gebilligt und darauf
wurde dieser Plan zunächst der Regierung in
Frauenfeld mitgeteilt . Diese nahm die Sache viel
ernsthafter ; die schweizerische Regierung kam
darauf , daß die Sache mit der Frage der Tiefer¬
legung der Hochwafserstände des Bodensees Zu¬
sammenhänge ; sie hat die badische Mitteilung nach
Bern gegeben und der schweizerische Bundesrat hat die
Pläne nebst Begründung dann den Regierungen von
St . Gallen und Schaffhausen zur Stellungnahme ge¬
schickt, und durch das Hydrometrische Bureau untersuchen
lassen . Der Plan kam zurück als unbeanstandet , und

mir wurde unter der Hand noch mitgeteilt , daß in Bern
der Plan sehr gut gefallen hatte .

Nun hat es sich um die Ausarbeitung der Pläne und
um die Anhörung der Nächstbeteiligten gehandelt . Es
hatte ja für die Stadt Konstanz den großen Vorteil ,
daß das wasserpolizeiliche Verfahren wie die Genehmi¬
gung sich erübrigt , wenn die technische Staatsbehörde
die Sache selbst bearbeitet und ausführt . Deswegen
haben wir ja der Stadt angetloten , wir wollen die
Sache bearbeiten und wir wollen sie auch aus führen ,
wenigstens so weit es sich uni die Ufereinfassung
handelt . Wider Erwarten und nach langer Ver¬
zögerung hat nun der Stadtrat von Konstanz erklärt :
Nein , wir wollen das Unternehmen nicht nach diesem
Plan ausführen ( Abg . Venedey : Weil die Geschichte
220 000 M . gekostet hat >. Von einem großen Mehr¬
aufwand gegenüber dem städtischen Plan wurde aller¬
dings gesagt , das ist mir aber unbegreiflich . Es ist,
um es kurz zu sagen , der Vorschlag deswegen
ab gelehnt worden , weil in diesem Plane eine kleine
Insel angenommen war , was beiläufig bemerkt der
Herr Oberbürgermeister Winterer vor längerer Zeit
in ähnlicher Weise beabsichtigt hatte . Allein die Insel ist
nicht deshalb projektiert worden , uni hier irgend etwas
Hübsches und Abwechslungsvolles zu machen , sondern es
ist ein Flntkanal projektiert worden , weil man damit über
alle Schwierigkeiten der Berechnung hinmeggekommen
ist . Man stund einfach vor der Frage : Man muß für
das Wasser , das jetzt über dieses Ried in großer Breite
abfließt , Ersatz schaffen durch einen Kanal , der dasselbe
leistet . Der Vergleich zwischen diesen beiden Abfluß -
formen läßt sich viel leichter untersuchen und viel leichter
rechnerisch feststellen, und man war dadurch der andern
sehr diffizilen Rechnung enthoben .

Allein , nun hat die Stadt Konstanz hinterher — nach¬
dem sie den Plan doch zuvor gutgeheißen hatte — ge¬
funden , die Ausführung des Kanales werde einen über¬
großen Aufwand verursachen . Ich kann es nicht ver¬
stehen ; der Boden dort ist äußerst geringwertig ; man
könnte sogar die Frage aufwerfen , ob er nicht überhaupt
zum Rhein gehört , ob er nicht im öffentlichen Eigentum
steht ; er ist aber in der Katastervermessung ausgemarkt
unv der Staat hat kein Interesse daran , das Land in
Anspruch zu nehmen . Der Stadtrat beharrt darauf ,
diesen Kanal nicht zu machen , er will seinen früheren
Plan ausführen Es muß also jetzt das wasserpolizeiliche
Verfahren durchgeführt werden , und die Stadt steht vor
der schwierigen Frage , die nötigen Nachweise zu erbringen
Sie hat einen bekannten schweizerischen Ingenieur bei¬
gezogen und dessen „ Gutachten " vorgelegt ; es war aber
nicht viel anders als ein Brief , in dem der Ingenieur
allerdings , wie der Herr Abg . Venedey richtig sagt , ganz
bestimmt seine M inung ausgesprochen hat , die von der
Stadt beabsichtigte Auffüllung sei völlig unschädlich für
den Seeabfluß . Damit kann man nichts anfangen . Es muß
der Nachweis geliefert werden , daß es nicht schadet; der
muß der badischen Regierung geliefert werden und es hat
deswegen auch keinen Sinn , daß dieser Herr , der aller¬
dings in der Schweiz eine politische Rolle spielt , ge¬
wissermaßen den Vermittler zwischen der Stadt Konstanz
und dem schweizerischen Bundesrat machen will — ein
eigentümliches Vorgehen .

Nun möchte ich aber auch noch sagen . Der Herr
Zschokke (der Name ist ja genannt worden ) , ist ein außer¬
ordentlich tüchtiger Konstrukteur und ein sehr kühner
Ingenieur ; er ist großer Bauunternehmer , ein eminent
tüchtiger Geschäftsmann ; aber was er auf dem Gebiet der
Hydrologie geleistet hat , weiß ich nicht . Hier handelt es
sich um rein hydraulische Fragen : um die Behandlung
eines Gewässers ; solche Dinge liegen dem im Erwerbsleben
tätigen Ingenieur , dem großen Unternehmer ziemlich fern .

q
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Also mit dem Namen allein ist nichts gemacht und
ebensowenig mit ein paar Zeilen , in denen Herr Zschokke
seine Meinung ausspricht . Ich würde es nun außer¬
ordentlich gern sehen , wenn die Stadt Konstanz in dieser
Sache einlenken möchte ; denn ich sehe nichts als eine
Quälerei voraus . Wenn die Stadt es nicht von der
Staatsbehörde gemacht haben will , kann man ans das
masse>polizeiliche Verfahren nicht verzichten ; sie muß den
Nachweis erbringen , daß die Sache für die Bodensee -
verhültnisse unschädlich ist ; das ist ihr aber , wenn sie
auf die Kanallösung verzichtet , überaus schwer gemacht .
Möglicherweise wird er auch dem Herrn Zschokke nicht

.gelingen Die Stadt kann einen Professor , eine
Autorität holen — aber es gibt auch technische
Advokaten (Heiterkeit und Zustiminungsrufe ) ; es wird
da oft herausgerechnet , was für de» Standpunkt des
Auftraggebers Paßt . Die technische Staatsbehörde aber
muß es doch nachrechnen ; auch wir sind geplagt ,
Quälerei hier und dort , und ich sehe nicht ab , wie da

^Gutes herauskommeu soll.
Ich möchte deshalb von meiner Seite dringend an den

Herrn Abg Benedey die Bitte richten , er möge all seinen
Einfluß in Konstanz aufbieten , daß man dort einen an¬
dern Weg einschlage , nnd daß wir diese Sache in gutem
Einvernehmen zilr Lösung bringen . Es wird sehr viel
besser sein ; wir gehen großen Widerwärtigkeiten ent¬
gegen , wenn die Stadt bei ihrem Verfahren beharrt .

Es wird hierauf abgebrochen .

Schluß der Sitzung ^ 9 Uhr Abends .

* Karlsruhe , 8 . Juni . 92 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer . Tagesordnung auf Samstag
den 9 . Juni 1906 , vormittags 9 Uhr :

Anzeige neuer Eingaben . Sodann
1 . Beratung über die geschäftliche Behandlung

a . des Gesetzentwurfs , die Abänderung des Gesetzes vom 11 .
April 19t>0 über die Versicherung gegen Hagelschaden betr .— Drucksache Nr . 67 ;

l>. des Gesetzentwurfs , die Abänderung der Gemeinde - und
der Städteordnung und die Einführung des Vermögens -
steuergesetzes betr . — Drucksache Nr . 88 ;c . des Gesetzentwurfs , die Ergänzung des Gehaltstarifs betr .— Drucksache Nr . 7V ;

2 . Beratung des Berichts der Budgetkommission über das
Budget des Grohh . Ministeriums des Innern für die Jahre1906 und 1907, Ausgabe Titel XVII , XVIII , XIX , und
Einnahme Titel VIII , IX ( Wasser - und Straßenbau ; Berg¬
wesen , geologische Landesaufnahme ) — Drucksache Nr . lick — ,
samt Nachtrag über die von verschiedenen Beamten der Was¬
ser - und Straßenbauverwaltung eingereichten Petitionen —
Drucksache „ Zu Nr . lick — . Berichterstatter : Abg . H e r g t .
( Fortsetzung . )

3. Beratung des Berichts der Kommission für Eisenbahnenund Straßen - über die Petition der Gemeinden Ziegelhausenund Petersthal um Erbauung einer festen Brücke über den
Neckar zwischen Ziegelhausen und Schlierbach . Berichterstatter .'
Abg . Reuwirth .

<

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : vr . Otto Wallt -
Druck und Verlag der G . Braunschen Hofbuchdruckerei. Beide in Karlsruhe .
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